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AMTLICHER TEIL

In dieser Ausgabe

Cottbus/Chóśebuz sowie Erstattung bereits erhobener Ka-
nalanschlussbeiträge (Aufhebungs- und Erstattungssat-
zung Kanalanschlussbeiträge)

SEITE 3 bIS 8 
• Satzung der Stadt Cottbus/Chóśebuz über die Abwasser-

beseitigung und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
serbeseitigungseinrichtung und ihre Benutzung im Gebiet
der Stadt Cottbus/Chóśebuz (Abwassersatzung)

SEITE 8 bIS 13 
• Allgemeine Entsorgungsbedingungen für Abwasser 

(AEB-A) der Stadt Cottbus/Chóśebuz

SEITE 13 
• Mitarbeit im Umlegungsausschuss der Stadt Cottbus
• Bekanntmachung zur beabsichtigten Namensgebung für

eine Straße

Amtliche bekanntmachung
Auf der Grundlage des § 17 der Hauptsatzung der Stadt 
Cottbus i. V. m. § 36 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg gebe ich mit nachfolgender Tagesordnung 
bekannt, dass die 25. Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung Cottbus 

am Mittwoch, den 21.12.2016, um 14:00 Uhr
im Saal des Stadthauses Erich Kästner Platz 1,

stattfindet.
Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich ein-
geladen.

Stand: 14.12.2016

Tagesordnung
der 25. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung

in der VI. Wahlperiode am Mittwoch, den 21.12.2016
(Beginn 14:00 Uhr, Saal Stadthaus, Erich Kästner Platz 1)
I. Öffentlicher Teil
- Verpflichtung eines Stadtverordneten auf sein Ehrenamt
1. Eröffnung der Sitzung
2. Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung,

der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit
3. Entscheidung über vorgebrachte Einwendungen ge-

gen die Niederschrift über den öffentlichen Teil der
letzten Sitzung 

4. Bestätigung der Tagesordnung 
5. Einwohnerfragestunde
6. Berichte und Informationen
6.1 Bericht des Oberbürgermeisters sowie Aussprache zum

Bericht 
Berichterstatter: Herr Kelch

6.2 Information zur Vergabe von Pflege öffentlicher 
Grünflächen von Cottbus vom 01.01.2017 -  31.12.2019
mit optionaler Verlängerung um ein Jahr nach 
VOB - ÖA 88-2016 (Bürgermeisterin)

6.3 Information über die Vergabe von Bauleistungen nach
VOB Ersatzneubau von 6 Verkehrszeichenbrücken
(Bürgermeisterin)

6.4 Information zur Vergabe des Bauvorhabens nach VOB
KMVZ – Verkehrsknoten Hauptbahnhof Ostseite 
(Bürgermeisterin)

7. Vorlagen der Verwaltung
7.1 OB-018/16 Prüfauftrag zur Neustrukturierung und

mittelfristigen Entwicklung der Entwick-
lungsgesellschaft Cottbus mbH (EGC)

7.2 I-035/16 Feststellung des geprüften Jahresabschlus-
ses 2015 des Tierparks Cottbus und Ergeb-
nisverwendung

7.3 I-036/16 Entlastung der Werkleitung des Eigenbe-
triebes Tierpark Cottbus 2015

7.4 I-041/16 Genehmigung der im Rahmen der Jahres-
abschlussarbeiten 2011 bekannt geworde-
nen über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen des Haushalts-
jahres 2011

7.5 I-042/16 Beschluss über den Jahresabschluss 2011
7.6 I-043/16 Entlastung des Oberbürgermeisters für das

Haushaltsjahr 2011
7.7 I-047/16 Optionserklärung zur weiteren Anwen-

dung des § 2 Abs. 3 UStG
7.8 I-053/16 Satzung über die Festsetzung der Hebesät-

ze für die Realsteuern der Stadt Cottbus
(Hebesatzsatzung)

7.9 II-011/16 Wirkungsanalyse Tempo 30km/h nachts -
Anpassung Tempo 30 km/h nachts für 
4 Straßenabschnitte in der Stadt Cottbus
2. Beratung

7.10 III-007/16 Jugendförderplan 2017
7.11 III-008/16 Besetzung des Jugendhilfeausschusses
7.12 IV-086/16 1. Änderung Bebauungsplan Nr. N/32/81

„Schmellwitzer Straße/Mozartstraße“
Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss

8. Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung
8.1 021/16 Prüfauftrag Gewinnausschüttung der

Sparkasse Spree-Neiße an die Stadt
Antragsteller: Fraktion AfD
2. Beratung

8.2 024/16 Online-Befragung der Cottbuser Bürge-
rinnen und Bürger
Antragsteller: Fraktion AfD
2. Beratung

8.3 026/16 Prüfauftrag:
Umwandlung des Eigenbetriebes „Sport-
stättenbetrieb der Stadt Cottbus“ in eine
städtische Gesellschaft GmbH
Antragsteller: Fraktion AfD

8.4 028/16 Videoübertragung und Speicherung von
Ausschusssitzungen
Antragsteller: Fraktion AUB/SUB
(Austauschantrag vom 14.12.2016)
2. Beratung

8.5 030/16 Möglichkeit der Nutzung einer barriere-
freien Toilette im Bereich des Altmarktes
in der Sommersaison
Antragsteller: Fraktion DIE LINKE.
(Austauschantrag vom 05.12.2016)

Fortsetzung auf Seite 2

• Bekanntmachung zur beabsichtigten Namensgebung für
die Grundschule Sielow

• Allgemeine Anordnung

SEITE 13 bIS 14 
• Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leistungen

des Rettungsdienstes der Stadt Cottbus

NICHT AMTLICHER TEIL

SEITE 14 bIS 16 
• Mein Kind kommt im Schuljahr 2017/18 in die 7. Klasse

(Ü7)
• Mein Kind kommt im Schuljahr 2017/18 in die 5. Klasse

(Ü5)
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AMTLICHER TEIL
SEITE 1 bIS 2 

• Amtliche Bekanntmachung der Tagesordnung der 
25. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung Cottbus
am 21.12.2016

SEITE 2 
• Amtliche Bekanntmachung der Beschlüsse der 24. Bera-

tung des Hauptausschusses der Stadtverordnetenver-
sammlung Cottbus vom 23.11.2016

• Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Stadt Cottbus/Chóśebuz (Einwohner-
beteiligungssatzung)

SEITE 3  
• Satzung über die Abschaffung von Beiträgen für die 

zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage der Stadt 



AMTLICHER TEIL

Amtliche bekanntmachung
Auf der Grundlage des § 39 Abs. 3 Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg werden nachfolgende Beschlüsse
der 24. Beratung des Hauptausschusses der Stadtverordne-
tenversammlung Cottbus vom 23.11.2016 veröffentlicht.

beschlüsse der 
24. beratung des 

Hauptausschusses der
Stadtverordnetenversamm-
lung Cottbus vom 23.11.2016
Öffentlicher Teil
Vorlagen-/
Antrags-Nr. Sachverhalt Beschluss-Nr.
OB-013/16 (HA) Sitzungsplan der HA-OB-013-11/16

StVV, des HA und der FA 2017
(einstimmig beschlossen)

Nichtöffentlicher Teil
Vorlagen-/
Antrags-Nr. Sachverhalt Beschluss-Nr.
OB-015/16 (HA) Eintragung in die HA-OB-015-11/16

Ehrenchronik der 
Stadt Cottbus
(einstimmig beschlossen)

OB-016/16 (HA) Eintragung in die HA-OB-016-11/16
Ehrenchronik der 
Stadt Cottbus anlässlich 
des Neujahrsempfanges 2017
(einstimmig beschlossen)

Cottbus, 23.11.2016
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
gez. Marietta Tzschoppe, Bürgermeisterin

Amtliche bekanntmachung

Satzung über die 
Einzelheiten der förmlichen 

Einwohnerbeteiligung 
in der Stadt

Cottbus/Chóśebuz 
(Einwohnerbeteiligungs-

satzung)

Aufgrund von § 13 Satz 4 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007
(GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 286), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32])
und § 4 der Hauptsatzung der Stadt Cottbus/Chóśebuz vom
28.10.2016 in der zur Zeit geltenden Fassung hat die Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Cottbus/Chóśebuz in ih-
rer Sitzung am 30.11.2016 folgende Satzung über die Ein-
zelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Stadt
Cottbus/Chóśebuz (Einwohnerbeteiligungssatzung) be-
schlossen: 

§ 1 
Allgemeines

Für die in § 4 der Hauptsatzung der Stadt Cottbus/Chóśebuz
vom 28.10.2016 aufgeführten Formen der Einwohnerbetei-
ligung werden folgende Einzelheiten bestimmt:

§ 2 
Einwohnerfragestunde der 

Stadtverordnetenversammlung
(1) In öffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenver-

sammlung der Stadt Cottbus/Chóśebuz sind alle 
Personen, die in der Stadt Cottbus/Chóśebuz ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben (Einwohner), nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
berechtigt, kurze mündliche Fragen zu Beratungsgegen-
ständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindeangele-
genheiten an die Stadtverordnetenversammlung oder
den Oberbürgermeister zu stellen sowie Vorschläge oder
Anregungen zu unterbreiten (Einwohnerfragestunde).
Die Einwohnerfragestunde soll 45 Minuten nicht über-
schreiten. Einwohnerinnen und Einwohner können sich
im Regelfall mit bis zu drei unterschiedlichen Themen
zu Wort melden, wobei der jeweilige Vortrag einen zeit-
lichen Umfang von 3 Minuten nicht überschreiten sollte.
Kann eine Frage in der Sitzung mündlich nicht beant-
wortet werden, ist eine schriftliche Antwort innerhalb ei-
ner angemessenen Frist - in der Regel vier Wochen - zu-
gelassen. Eine Diskussion über das Anliegen oder die
Antwort findet nicht statt.

(2) Die zu behandelnden Fragen sind vorab mit einer Frist
von sieben Tagen vor der Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung bei dem Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung schriftlich einzureichen. Der Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung leitet die
schriftlich eingereichten Fragen unverzüglich an die Per-
sonen weiter, an die die Fragen gerichtet sind. Er weist
Fragen zurück, die nicht in den Zuständigkeitsbereich
der Stadt fallen, deren Beantwortung gegen gesetzliche
Vorschriften verstoßen oder schutzwürdige private In-
teressen Dritter verletzen könnten. Er kann ebenso Fra-
gen zurückweisen, die unverständlich oder nach Inhalt
oder Form beleidigend sind.

(3) In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung haben
die Fragestellerinnen bzw. Fragesteller das Recht, ihre
Fragen mündlich vorzutragen. An den Oberbürgermeis-
ter gerichtete Fragen kann dieser durch eine/n Geschäfts-
bereichsleiter/in bzw. deren/dessen Vertreter beantwor-
ten lassen. 

§ 3 
Einwohnerversammlung

(1) Wichtige Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Ein-
wohnern erörtert werden. 

Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen
für das Gebiet und Ortsteile der Stadt Cottbus/Chóśebuz
durchgeführt werden.

(2) Die Einwohnerversammlung wird von dem Oberbürger-
meister unter Angabe der Tagesordnung und ggf. des
Ortsteils, auf den die Einwohnerversammlung begrenzt
wird, einberufen. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung
der Einwohnerversammlung entsprechend den Vor-
schriften für die Bekanntmachung der Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung. Der Oberbürgermeister oder
eine von diesem beauftragte Person leitet die Einwoh-
nerversammlung. 
Alle Personen, die in der Stadt Cottbus/Chóśebuz bzw.
in dem Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben, haben in der Einwohnerver-
sammlung Rede- und Stimmrecht. Über die Einwohner-
versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Nie-
derschrift ist von der Sitzungsleiterin bzw. von dem
Sitzungsleiter zu unterzeichnen und dem Oberbürger-
meister und der Stadtverordnetenversammlung zuzulei-
ten.

(3) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Ein-
wohnerversammlung durchgeführt wird. Der Antrag
muss schriftlich eingereicht werden und die zu erörtern-
de Gemeindeangelegenheit bezeichnen. Der Antrag darf
nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letzten
zwölf Monate nicht bereits Gegenstand einer Einwoh-
nerversammlung nach dieser Satzung waren. Antrags-
berechtigt sind alle Einwohnerinnen bzw. Einwohner.
Der Antrag muss von mindestens 3 von Hundert 
der Einwohnerinnen bzw. Einwohner der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz bzw. des Ortsteils unterschrieben sein.

§ 4 
Einwohnerbefragung

(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann in wichtigen
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft eine Be-
fragung der Einwohnerinnen und Einwohner des gesam-
ten Stadtgebietes oder einzelner Ortsteile beschließen.

(2) Teilnahmeberechtigt sind, unabhängig von ihrer Staats-
bürgerschaft, alle Einwohnerinnen und Einwohner der
Stadt Cottbus/Chóśebuz, die am Befragungstag oder am
letzten Tag des Befragungszeitraumes das 16. Lebens-
jahr vollendet haben.

(3) Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder
„Nein“ beantwortet werden können. Zulässig ist auch
die Auswahl zwischen unterschiedlichen vorzugeben-
den Varianten. Stehen mehr als zwei Vorlagen zur Be-
fragung, kann die Stimmabgabe auch per Präferenzwahl
erfolgen.

(4) Die konkrete Fragestellung, Zeit und Ort sowie das 
nähere Verfahren der Befragung werden durch die 
Stadtverordnetenversammlung jeweils durch gesonder-
ten Beschluss (Durchführungsbeschluss) bestimmt 
und im Amtsblatt für die Stadt Cottbus/Chóśebuz 
bekannt gemacht. Im Übrigen gelten die Vorschrif-
ten des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
und der Brandenburgischen Kommunalwahlverord-
nung in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend, so-
weit nicht diese Satzung oder der Durchführungsbe-
schluss ausdrücklich abweichende Regelungen festle-
gen.

(5) Die Leitung der Vorbereitung und Durchführung der 
Befragung sowie die Feststellung und öffentliche Be-
kanntgabe des Ergebnisses obliegt der amtierenden
Wahlleiterin beziehungsweise dem amtierenden Wahl-
leiter.

§ 5 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.
Cottbus/Chóśebuz, 06.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus/Chóśebuz
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8.6 031/16 Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschlag
zum Beschluss Nr. A-021-12/15 (Antrag
Nr. 021/15)
Antragsteller: Fraktion CDU

8.7 032/16 Teilnahme der Stadt Cottbus am Wettbe-
werb „Bitcom Digitale Stadt“
Antragsteller: Fraktion DIE LINKE.

9. Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung
10. Persönliche Mitteilungen und Erklärungen
II. Nichtöffentlicher Teil
1. Entscheidung über vorgebrachte Einwendungen ge-

gen die Niederschrift über den nichtöffentlichen Teil
der letzten Sitzung 

2. Berichte und Informationen
2.1 Informationen des Oberbürgermeisters 
3. Vorlagen der Verwaltung
3.1 I-046/16 Außerplanmäßige Auszahlung nach § 70

BbgKVerf - Kapitaleinlage in die Cottbus-
verkehr GmbH

4. Anträge  aus der Stadtverordnetenversammlung
Es liegen keine Anträge fürden nichtöffentlichen Teil vor.

5. Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung
Es liegen keine Anfragen für den nichtöffentlichen Teil 
vor.

6. Persönliche Mitteilungen und Erklärungen
7. Schließung der Sitzung
Cottbus, 14.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Fortsetzung von Seite 1



Amtliche bekanntmachung

Satzung über 
die Abschaffung 

von beiträgen für die 
zentrale 

Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage der 

Stadt Cottbus/Chóśebuz
sowie Erstattung 
bereits erhobener 

Kanalanschlussbeiträge 
(Aufhebungs- und 

Erstattungssatzung 
Kanalanschlussbeiträge)

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007
(GVBl. I/07, S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14 Nr. 32) sowie der 
§§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Brandenburg (KAG) vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174),
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014
(GVBl. I Nr. 32) hat die Stadtverordnetenversammlung in ih-
rer Tagung am 30.11.2016 die folgende Satzung über die Ab-
schaffung und Erstattung bereits erhobener Beiträge für die
zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz beschlossen:

Abschnitt 1
Aufhebung der Kanalanschlussbeitragssatzung

§ 1 
Aufhebung

Die Satzung der Stadt Cottbus/Chóśebuz über die Erhebung
eines Beitrages für die zentrale Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage der Stadt Cottbus/Chóśebuz - Kanalanschluss-
beitragssatzung - vom 01.12.2008, veröffentlicht im Amts-
blatt für die Stadt Cottbus/Chóśebuz vom 13.12.2008, Jahr-
gang 18, Nr. 15 wird mit Wirkung für die Zukunft aufgeho-
ben. 

Abschnitt 2
Erstattungsgrundsätze

§ 2 
Erstattungsgegenstand

Auf Grundlage bestandskräftiger Bescheide oder wirksamer
Ablösevereinbarungen gezahlte Kanalanschlussbeiträge 
für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der zen-
tralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz werden dem Berechtigten auf Antrag nach
Maßgabe dieser Satzung erstattet.

§ 3 
Berechtigter

(1) Berechtigter ist derjenige, gegenüber dem auf Grund 
eines Beitragsbescheides der Kanalanschlussbeitrag 
erhoben und auf dessen Beitragsschuld der Beitrag 
gezahlt wurde (Betroffener). Betroffener ist darüber 
hinaus derjenige, der eine Beitragsschuld wirksam ab-
gelöst hat.

(2) Mehrere Berechtigte sind Gesamtgläubiger im Sinne
von § 428 BGB.

§ 4 
Höhe des Erstattungsbetrages

(1) Die Erstattung beschränkt sich auf die Höhe des Betra-
ges, der der Stadt Cottbus/Chóśebuz zur Tilgung des 
Kanalanschlussbeitrages zugeflossen ist. Zahlungen von
Nebenforderungen (z.B. Säumniszuschläge, Verzugs-

zinsen, Stundungszinsen oder Verfahrenskosten) wer-
den nicht erstattet.

(2) Darüber hinausgehende Ansprüche eines Berechtigten
i. S. v. § 3 sind ausgeschlossen.

(3) Eine Verzinsung des Erstattungsbetrages findet nicht
statt.

§ 5 
Entstehung und Fälligkeit

(1) Ein Anspruch auf Erstattung besteht nur im Rahmen die-
ser Satzung.

(2) Ein Zahlungsanspruch entsteht, wenn ein Bescheid über
die Festsetzung und Auszahlung des Erstattungsbetrages
(Leistungsbescheid) bestandskräftig ist.

(3) Der Erstattungsbetrag wird 1 Monat nach Bestandskraft
des Leistungsbescheides fällig. 

Abschnitt 3
Verwaltungsverfahren

§ 6 
Verfahrensgrundsätze

(1) Der Antrag auf Erstattung nach dieser Satzung ist beim
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus/Chóśebuz, zustän-
digkeitshalber beim Amt für Abfallwirtschaft und Stadt-
reinigung zu stellen. Der Antrag soll die Angaben 
enthalten, die zur Ermittlung des Berechtigten nach 
§ 3 erforderlich sind. Auf Anforderung der Verwaltungs-
behörde sind die Angaben in geeigneter Form nachzu-
weisen.

(2) Berechtigte i. S. v. § 3 sind zur Mitwirkung verpflich-
tet.

(3) Anträge sind bis zum 30.09.2017 zu stellen. Eine Ent-
scheidung über vollständig eingereichte Anträge erfolgt
bis zum 31.12.2017.

Abschnitt 4 
übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 7 
Sonstige Bestimmungen

(1) Noch nicht gezahlte Forderungen auf der Grundlage er-
lassener Kanalanschlussbeiträge für die Herstellung,
Anschaffung und Erweiterung der zentralen Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage der Stadt Cottbus/Chóśebuz
werden mit Inkrafttreten dieser Satzung nicht mehr voll-
streckt.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Satzung erlöschen offene For-
derungen der Stadt Cottbus/Chóśebuz auf Grundlage ei-
nes Beitragsbescheides nach Abs. 1 und darauf beruhen-
der besonderer Vereinbarungen; dies gilt nicht für Ne-
benforderungen i. S. v. § 4 Abs. 1, Satz 2, soweit sie bis
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung entstan-
den sind.
Nebenforderungen bleiben bestehen und können durch
die Stadt Cottbus/Chóśebuz gefordert werden.

(3) Ist die sachliche Beitragspflicht entstanden, ein Beitrags-
bescheid aber noch nicht erlassen worden, wird der Bei-
trag nicht mehr erhoben.

§ 8 
Inkrafttreten

Die Satzung über die Abschaffung von Beiträgen für 
die zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage der Stadt
Cottbus/Chóśebuz sowie Erstattung bereits erhobener 
Kanalanschlussbeiträge (Aufhebungs- und Erstattungs-
satzung Kanalanschlussbeiträge) tritt am 01.01.2017 in
Kraft.

Cottbus/Chóśebuz, 06.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus/Chóśebuz

Amtliche bekanntmachung

Satzung der 
Stadt Cottbus/Chóśebuz

über die 
Abwasserbeseitigung 

und den Anschluss 
an die öffentliche 

Abwasserbeseitigungs-
einrichtung und ihre 

benutzung im Gebiet der
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Präambel
Auf der Grundlage der §§ 2, 3 und 12 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. De-
zember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch 
Art. 4 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit vom 10. Juli 2014 (GVBl. I [Nr. 32]), des § 6 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg
(KAG) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 
31. März 2004 (GVBl. I S. 174) , zuletzt geändert durch 
Art. 10 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit vom 10. Juli 2014 (GVBl. I [Nr. 32]) sowie der
§§ 64 ff des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG)
vom 2. März 2012 (GVBl. I [Nr. 20]) zuletzt geändert durch
Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes zur Errichtung und Auflösung von
Landesbehörden sowie zur Änderung von Rechtsvorschrif-
ten vom 25. Januar 2016 (GVBl. I [Nr. 5]), hat die Stadtver-
ordnetenversammlung in ihrer Tagung am 30.11.2016 die
folgende Satzung über die Abwasserbeseitigung und den An-
schluss an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtun-
gen und ihre Benutzung im Gebiet der Stadt
Cottbus/Chóśebuz beschlossen:

§ 1 Allgemeines
(1) Die Stadt Cottbus/Chóśebuz ist gem. § 66 Abs. 1

BbgWG abwasserbeseitigungspflichtig. Ausgenom-
men von den Regelungen dieser Satzung ist der Stadtteil
Kiekebusch/Kibuš. Zur Erfüllung dieser Aufgabe er-
stellt, plant, betreibt und unterhält sie nachfolgende
rechtlich und wirtschaftlich selbständige Einrichtungen
zur Abwasserbeseitigung 
a) eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrich-

tung zur zentralen (leitungsgebundenen) Schmutz-
wasserbeseitigung, zur Schmutzwasserbeseitigung
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aus zentralen öffentlichen Abwassersammelgruben
auf Wohnungsbaustandorten sowie zur Schmutz-
wasserbeseitigung aus abflusslosen Sammelgruben
in Wohn- und Gewerbegrundstücken, Einzelgärten
und Gaststätten auf dem Gelände von Kleingarten-
anlagen und Erholungs- und Wochenendsiedlungen
sowie

b) eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrich-
tung zur Entsorgung des Schmutzwassers aus sons-
tigen abflusslosen Sammelgruben, die nicht in 
lit. a) aufgeführt sind und des nicht separierten Klär-
schlammes aus Kleinkläranlagen sowie

c) eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrich-
tung zur zentralen (leitungsgebundenen) Beseiti-
gung des Niederschlagswassers 

(2) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasserbesei-
tigungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,
Erneuerung, Erweiterung, Änderung, Beseitigung 
(Stilllegung) und Sanierung bestimmt die Stadt Cott-
bus/Chóśebuz im Rahmen der ihr obliegenden Abwas-
serbeseitigungspflicht.

§ 2 
Verwaltungshelfer und Erfüllungsgehilfe der Stadt

Cottbus/Chóśebuz
(1) Die Stadt Cottbus/Chóśebuz bedient sich auf der Grund-

lage des Abwasserbeseitigungsvertrages zur Erfüllung
ihrer hoheitlichen Aufgabe der Abwasserableitung und
der Abwasserreinigung der von ihr gegründeten LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG als Verwaltungshel-
ferin.

(2) Für die Entnahme und den Transport des Abwassers aus
abflusslosen Sammelgruben und die Entsorgung von
nicht separiertem Klärschlamm aus Grundstücksklär-
einrichtungen bedient sich die Stadt Cottbus/Chóśebuz
der ALBA Cottbus GmbH als Erfüllungsgehilfin. Sub-
unternehmer können durch die ALBA Cottbus GmbH
beauftragt werden. Dies wird jeweils öffentlich bekannt
gemacht.

§ 3 
Allgemeine Entsorgungsbedingungen 

für Abwasser (AEB-A) der Stadt Cottbus/Chóśebuz 
Der Anschluss an die Abwasserbeseitigungseinrichtung und
die Entsorgung des Abwassers bestimmen sich im Übrigen
nach den Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwas-
ser (AEB-A) der Stadt Cottbus/Chóśebuz in der jeweils gel-
tenden Fassung einschließlich der dazugehörenden Anlage.
Die Entgelte für die Abwasserbeseitigung werden von der
LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG als Verwaltungs-
helferin im Namen und für Rechnungen der Stadt
Cottbus/Chóśebuz erhoben.

§ 4 
Begriffsbestimmungen

Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende
Bedeutung:
Abwasser -
ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende und
gesammelte Wasser (Schmutzwasser), sowie das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von bebauten und/oder befes-
tigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nieder-
schlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus An-
lagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen
und Futtermitteln austretenden und gesammelten Flüssigkei-
ten. Ausgenommen sind jedoch die im Zusammenhang mit
landwirtschaftlichen Nutzungen anfallenden Stoffe - insbe-
sondere tierische Ausscheidungen, Gülle und Jauche - die
dazu bestimmt sind, unmittelbar oder mittelbar Nutzpflanzen
zugeführt zu werden, um deren Wachstum zu fördern, ihre
Ertragskraft zu erhöhen oder ihre Qualität zu verbessern, in-
dem sie auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzte Böden aufgebracht werden. Nicht zu den
ausgenommenen Stoffen zählen jedoch menschliche Aus-
scheidungen.

Abwasserbeseitigung -
die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst
das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Ab-
wasser sowie die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden nicht separierten Klärschlammes und des in abfluss-
losen Gruben gesammelten Schmutzwassers.
Öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen -
sind zur Abwasserbeseitigung bestimmte ortsfeste oder be-
wegliche Einrichtungen, die von der Stadt Cottbus/Chóśebuz
selbst oder in ihrem Auftrag zum Zwecke der Abwasserbe-
seitigung betrieben werden. Zu den öffentlichen Abwasser-
beseitigungsanlagen gehören das gesamte öffentliche Ent-
wässerungsnetz einschließlich aller technischen Einrichtun-
gen:

- der zentralen Schmutzwasserbeseitigung
a) Leitungsnetz für Schmutzwasser, soweit es sich 

um ein Trennsystem handelt; Leitungsnetz für
Schmutzwasser und Niederschlagswasser, soweit
es sich um Mischwasserkanalisation handelt;

b) Anschlusskanäle, Pumpstationen und Rückhalte-
becken und sonstige Bauwerke im Leitungsnetz;

c) alle technischen Einrichtungen und Anlagen zur Be-
handlung des Abwassers, z. B. die Klärwerke und
ähnliche Anlagen.

- der dezentralen Schmutzwasserbeseitigung
alle Vorkehrungen und technischen Einrichtungen
zur Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser
aus abflusslosen Sammelgruben und nicht separier-
tem Klärschlamm aus Kleinkläranlagen außerhalb
des zu entwässernden Grundstückes. Nicht zu den
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gehö-
ren Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben, die
von Dritten erstellt sind und betrieben werden. Die
Grundstücksabwasseranlage ist nicht Teil der öf-
fentlichen Abwasseranlage.

- der zentralen Niederschlagswasserbeseitigung
a) Leitungsnetz für Niederschlagswasser, soweit es

sich um ein Trennsystem handelt; 
Leitungsnetz für Niederschlagswasser und
Schmutzwasser, soweit es sich um Mischwasserka-
nalisation handelt;

b) Anschlusskanäle, Pumpstationen, Rückhalte-
becken und sonstige Bauwerke im Leitungsnetz

Schmutzwasserbeseitigungsanlage -
zur öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage gehören
alle von der Stadt Cottbus/Chóśebuz selbst oder in ihrem Auf-
trag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Be-
handeln und Einleiten von Schmutzwasser dienen. Zur
Schmutzwasserbeseitigungsanlage gehört das gesamte öf-
fentliche Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen
Einrichtungen wie:

a) Leitungsnetz für Schmutzwasser, bestehend aus der
Mischwasserkanalisation und dem Leitungsnetz für
Schmutzwasser;

b) Anschlusskanäle, Kontrollschächte im öffentlichen
Bereich sowie Pumpstationen;

c) alle Einrichtungen zur Behandlung des Schmutz-
wassers, wie z. B. Klärwerke und ähnliche Anlagen,
Anschlusskanäle, Pumpstationen und sonstige Bau-
werke im Leitungsnetz;

d) alle Vorkehrungen und Einrichtungen zur Abfuhr
und Behandlung von Schmutzwasser aus abfluss-
losen Sammelgruben und nicht separiertem Klär-
schlamm aus Kleinkläranlagen außerhalb des zu
entwässernden Grundstückes.

Niederschlagswasserbeseitigungsanlage -
zur öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage 
gehören alle von der Stadt Cottbus/Chóśebuz selbst oder in
ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fort-
leiten, Ableiten, Behandeln und Einleiten von Niederschlags-
wasser dienen, insbesondere das gesamte öffentliche 
Niederschlagsentwässerungsnetz einschließlich aller techni-
scher Einrichtungen wie das Kanalnetz für Niederschlags-
wasser sowie Mischwasserkanäle und Pumpstationen, 
Behandlungsanlagen für Niederschlagswasser bei Mischka-

nalisation, Regenwasserüberlaufbecken, Regenwasserrück-
haltebecken. 
Nicht zur öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsan-
lage gehören die technischen Anlagen, die ausschließlich nur
der Straßenentwässerung dienen.
Abwasserkanal - (Hauptsammler) -
Kanal zur Ableitung des Abwassers aus den Anschlusskanä-
len.

Anschlusskanal -
öffentlicher Kanal zur unmittelbaren Ableitung des Schmutz-
wassers vom Revisionsschacht auf dem Grundstück des An-
schlussnehmers bis zum Abwasserkanal; bei unbebauten
Grundstücken oder Fehlen eines Revisionsschachtes von der
Grundstücksgrenze bis zum Abwasserkanal.

Anschlussnehmer -
sind

a) natürliche oder juristische Personen, die Eigentü-
mer eines Grundstückes sind, für das eine An-
schlussmöglichkeit an die öffentlichen Abwasser-
anlagen besteht.

b) der oder die Erbbauberechtigte/n. Er/sie treten 
an die Stelle des/der Grundstückseigentümer, 
sofern das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet ist.

c) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so
treten der oder die Nutzer an die Stelle des Eigen-
tümers. Nutzer sind die im § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes (SachRBerG) vom 
21. September 1994 (BGBl I. S. 2457) genannten
natürlichen oder juristischen Personen des privaten
und des öffentlichen Rechts. Die Rechte und 
Pflichten dieses Personenkreises aus dieser 
Satzung entstehen nur, wenn zum Zeitpunkt des
Entstehens von Rechten und Pflichten aus 
dieser Satzung das Wahlrecht über die Bestellung
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des Grund-
stükkes gemäß den §§ 15 und 16 des SachRBerG
bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des 
Nutzers keine der nach dem SachRBerG statt-
haften Einreden und Einwendungen geltend ge-
macht worden sind; andernfalls bleiben die Rechte 
und Pflichten des Grundstückseigentümers unbe-
rührt.

d) abweichend von den Regelungen der Absätze a - c,
bei Kleingärten und Vereinsheimen in Kleingarten-
anlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Bun-
deskleingartengesetz, der Mieter oder Pächter oder
der aufgrund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses
zur Nutzung des Kleingartens oder Vereinsheims
Berechtigte (Zwischenpächter). Der Anschlussneh-
mer nach Absatz a - c sowie der Zwischenverpächter
(Verband, Verein) ist verpflichtet, Auskunft über die
Person des Mieters oder Pächters oder des aufgrund
eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung
des Kleingartens oder Vereinsheims Berechtigten
gemäß § 13 Abs. 2 zu erteilen.

e) bei Grundstücken in Erholungs- und Wochenend-
siedlungen neben den unter den Absätzen a - c be-
nannten, der Mieter oder Pächter oder der aufgrund
eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung
des Grundstückes Berechtigte. Der Anschlussneh-
mer nach Absatz a - c ist verpflichtet, Auskunft über
die Person des Mieters oder Pächters oder des 
aufgrund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur 
Nutzung des Grundstücks Berechtigten gemäß 
§13 Abs. 2 zu erteilen.

f) Mehrere Anschlussnehmer haften als Gesamt-
schuldner.

Brauchwasser ist
Betriebswasser, d. h. nutzbares Wasser ohne Trinkwasser-
qualität.

Grauwasser ist
schwach verschmutztes Wasser, das unter bestimmten Vor-
aussetzungen als Brauch- bzw. Betriebswasser wieder ver-
wendet werden kann.
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Grundstück -
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - unabhängig von der
Eintragung im Liegenschaftskataster und Grundbuch und
ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung - jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine zusammenhängen-
de wirtschaftliche Einheit bildet (wirtschaftlicher Grund-
stücksbegriff).
Grundstücksabwasseranlage -
ist die Grundstücksentwässerungsanlage die der Sammlung,
evtl. Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Ab-
wassers auf dem Grundstück des Anschlussnehmers dient 
(z. B. Hausanschlussleitungen, Revisionsschacht auf dem
Grundstück des Anschlussnehmers, Hebeanlagen, Rückst-
ausicherung, Vorbehandlungsanlagen, Abscheider, abfluss-
lose Sammelgruben, Kleinkläranlagen). Sie ist nicht Be-
standteil der öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen.
Grundstückskläreinrichtungen -
sind Anlagen eines Grundstückes zur Behandlung häuslichen
Abwassers mit einem Schmutzwasserzufluss von weniger
als 8 m³ je Tag gemäß DIN EN 12566-1.
Grundstücksleitung -
Abwasserleitung auf dem privaten Grundstück des An-
schlussnehmers bis zum Revisionsschacht; bei Fehlen eines
Revisionsschachtes bis zur Grundstücksgrenze.
Hebeanlage -
ist ein Bestandteil der Grundstücksabwasseranlage, um unter
der Rückstauebene liegende Flächen und Räume an die öf-
fentliche Abwasseranlage anzuschließen.
Indirekteinleiter -
sind alle Einleiter, die ihr Abwasser nicht direkt in eine Vor-
flut, sondern indirekt über die öffentliche Abwasseranlage in
die Vorflut ableiten.
Kleingärten/Kleingartenanlagen -
sind Gärten im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Bundesklein-
gartengesetz, die dem Nutzer zur nichterwerbsmäßigen gärt-
nerischen Nutzung - insbesondere zur Gewinnung von Gar-
tenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf und zur Erholung
dienen - und in einer Anlage liegen, in der mehrere Einzel-
gärten mit gemeinschaftlichen Einrichtungen, zum Beispiel
Wegen, Spielflächen und Vereinshäusern, zusammengefasst
sind (Kleingartenanlagen).
Einzelgärten -
sind alle anderen Gärten und Grundstücksflächen, die z. B.
als Freizeitgärten und private Grünflächen genutzt werden
und nicht unter den Kleingartenbegriff des Bundeskleingar-
tengesetzes fallen.
Erholungs- und Wochenendsiedlungen -
sind Grundstücke die überwiegend zur Erholung und Frei-
zeitgestaltung genutzt werden. In der Regel sind diese Grund-
stücke durch entsprechende Gemeinschaftseinrichtungen,
wie Spielflächen, gemeinsame Wege und Versorgungsein-
richtungen, miteinander verbunden. Diese Grundstücke wer-
den den Kleingärten im Sinne des Bundeskleingartengeset-
zes gleichgestellt.
Gaststätten auf dem Gebiet von Kleingartenanlagen, Er-
holungs- und Wochenendsiedlungen -
sind gewerblich betriebene Gaststätten mit öffentlichem
Schankbetrieb auf dem Gebiet von Kleingartenanlagen so-
wie Erholungs- und Wochenendsiedlungen.
Niederschlagswasser ist
das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 
Grundstücksanschluss -
der Grundstücksanschluss besteht aus Anschlusskanal, 
Revisionsschacht, Grundstücksleitung und Rückstau-
sicherung. Die Öffentlichkeit des Grundstücksanschlusses
endet

a) am Revisionsschacht, bei Fehlen eines Revisions-
schachtes an der Grundstücksgrenze,

b) an sonstigen Übergabepunkten in Abstimmung mit
der Stadt (z. B. bei Druckentwässerung).

revisionsschacht -
Schacht in der Regel im Abstand von bis zu 2 m hinter der
Grundstücksgrenze auf dem Grundstück des Anschlussneh-

mers zur Durchführung von Reinigungsarbeiten. Der 
Revisionsschacht ist Bestandteil der Grundstücksabwasser-
anlage.
rückstauebene -
ist die festgelegte Höhenlage, unterhalb derer Entwässe-
rungseinrichtungen auf den Grundstücken gegen Rückstau
aus der Kanalisation zu sichern sind. Als Rückstauebene gilt
die Höhe der tatsächlichen oder endgültig vorgesehenen Stra-
ßenoberkante bzw. die Höhe des nächstgelegenen Kanal-
schachtes in Fließrichtung oberhalb des betroffenen An-
schlusskanals, sofern dieser höher ist als die tatsächliche oder
endgültig vorgesehene Straßenoberkante. 
rückstausicherungen -
sind Vorrichtungen und Systeme, die im Falle eines Rück-
staus das Austreten von Schmutz- und/oder Niederschlags-
wasser aus den Ablaufstellen der Entwässerungseinrichtun-
gen auf den Grundstücken der Anschlussnehmer, die unter-
halb der Rückstauebene liegen, verhindern.
Rückstausicherungen sind Teil der Grundstücksabwasser-
anlage auf dem Grundstück des Anschlussnehmers und 
vom Anschlussnehmer einzubauen, zu warten und zu betrei-
ben.
Sammelgruben -
sind Anlagen eines Grundstückes zum Sammeln von Abwäs-
sern. Diese müssen wasserdicht und ausreichend groß, ab-
flusslos, korrosionsbeständig und ggf. auftriebssicher sein.
Sie müssen eine dichte und sichere Abdeckung sowie Rei-
nigungs- und Entleerungsöffnungen haben. Diese Öffnungen
dürfen nur vom Freien aus zugänglich sein. Die Zuleitungen
müssen geschlossen und dicht, und soweit erforderlich, zum
Reinigen eingerichtet sein. Die Sammelgrube muss jederzeit
zugänglich sein, leicht überwacht, gewartet, geleert und in-
stand gehalten werden können.
Schmutzwasser -
ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende und
gesammelte Wasser.
zentrale öffentliche Abwassersammelgruben in Woh-
nungsbaustandorten -
sind abflusslose Sammelgruben in Wohnungsbaustandorten,
bei denen die Entsorgung für mehrere Anschlussnehmer über
eine zentrale abflusslose Sammelgrube erfolgt.

§ 5 
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Anschlussnehmer eines auf dem Gebiet der Stadt
Cottbus/Chóśebuz (gemäß § 1 Abs. 1 dieser Satzung)
liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen dieser Satzung berechtigt, von der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz den Anschluss seines Grundstückes an die
öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage zu verlangen
(Anschlussrecht). Das Anschlussrecht erstreckt sich nur
auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige und
aufnahmefähige öffentliche Abwasserbeseitigungsanla-
ge angeschlossen werden können.

(2) Sofern ein Anschluss an die öffentliche Abwasserbesei-
tigungsanlage vorhanden ist, hat der Anschlussnehmer
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung
und unter Beachtung der technischen Bestimmungen das
Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser
in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage einzulei-
ten (Benutzungsrecht).

(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht von Anschluss-
nehmern, die auf ihrem Grundstück rechtmäßig eine
Sammelgrube oder eine Grundstückskläreinrichtung 
betreiben, umfasst die Entsorgung der Grundstücks-
kläreinrichtung/Sammelgrube durch die Stadt Cott-
bus/Chóśebuz.

(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich un-
ter den Voraussetzungen des Absatzes 1 grundsätzlich
auch auf die Beseitigung von Niederschlagswasser, wel-
ches aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flä-
chen gesammelt abfließt. 

§ 6 
Begrenzung des Anschluss- und Benutzungsrechts

(1) Das Anschlussrecht für die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage sowie für die öffent-

liche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage erstreckt
sich nur auf solche Grundstücke, die an die betriebsfer-
tige zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage bzw. Niederschlagswasserbeseitigungsanlage an-
geschlossen werden können. Ein Anschluss kann in der
Regel erfolgen, wenn sich die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage bzw. Niederschlags-
wasserbeseitigungsanlage in unmittelbarer Nähe des
Grundstückes oder auf dem Grundstück befindet. Eine
öffentliche Schmutzwasserleitung bzw. Niederschlags-
wasserleitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe
des Grundstücks, wenn über eine öffentliche oder private
Fläche ein mittelbarer rechtlich gesicherter Zugang, der
auch das Leitungsrecht umfasst, zu einer Straße besteht,
in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Die Stadt
Cottbus/Chóśebuz kann den Anschluss auch in anderen
Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl
nicht beeinträchtigt wird. Wenn der Anschluss eines
Grundstückes an die zentrale öffentliche Schmutzwas-
serentsorgungsanlage bzw. Niederschlagswasserbesei-
tigungsanlage aus technischen, betrieblichen, topogra-
phischen oder ähnlichen Gründen erhebliche Schwie-
rigkeiten bereitet, besondere Maßnahmen erfordert oder
besondere Aufwendungen und Kosten verursacht, kann
die Stadt Cottbus/Chóśebuz den Anschluss versagen. 
Dies gilt nicht, wenn sich der Anschlussnehmer bereit
erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen Mehrauf-
wendungen zu tragen. Die Stadt Cottbus/Chóśebuz kann
weitere Anschlüsse an die Niederschlagswasserbeseiti-
gungsanlage versagen, wenn die vorhandene Aufnah-
mekapazität erreicht ist.

(2) In die öffentliche Abwasseranlage darf kein Abwasser
eingeleitet werden, welches auf Grund seiner Inhalts-
stoffe
• die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet,
• das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäf-

tigte Personal gefährdet oder gesundheitlich beein-
trächtigt,

• den Bauzustand und die Funktionsfähigkeit oder die
Unterhaltung der Abwasseranlage gefährdet, er-
schwert oder behindert,

• die Abwasserbehandlung und die Klärschlammver-
wertung gefährdet, erschwert oder verteuert,

• die Funktion der Abwasseranlage so erheblich stört,
dass dadurch die Anforderungen der wasserrecht-
lichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können und der Gewässerzustand nachhaltig
negativ beeinträchtigt wird. 

Sind derartige Gefährdungen oder Beeinträchtigungen
eingetreten oder zu befürchten, kann die Stadt
Cottbus/Chóśebuz die Einleitung des Abwassers in die
öffentliche Abwasseranlage untersagen oder von einer
Vorbehandlung an der Anfallstelle oder von anderen, ge-
eigneten Maßnahmen abhängig machen.

(3) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere
nicht eingeleitet werden:
a. Abfälle und Stoffe, welche die Kanalisation ver-

stopfen, giftige, übel riechende oder explosive
Dämpfe und Gase bilden sowie Bau- und Werkstof-
fe in stärkerem Maß angreifen, soweit sie nicht im
geringen Umfang übliche Bestandteile der häusli-
chen Abwässer sind. Hierzu gehören z. B.:
• Schutt, Asche, Müll, Glas, Zement, Mörtel,

Kalkhydrat, Fasern, Textilien, Küchenabfälle
• Kunstharz, Lacke, Farben, Bitumen, Teer,

Kunststoffe,
• Blut, Schlachtabfälle, Borsten, Lederreste,
• Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlem-

pe, Trub, Trester, Krautwasser, Hefe,
• Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und

pflanzliche Öle und Fette,
• Säuren und Laugen, halogenierte Kohlenwas-

serstoffe, toxische Stoffe, Medikamente,
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• der Inhalt von Chemietoiletten, sofern die che-
mischen Stoffe nicht zugelassen sind.

Das Einleiten von Kondensaten aus gas- und ölbetrie-
benen Feuerungsanlagen (Brennwertanlagen) ist geneh-
migungsfähig. Die Genehmigung wird erteilt, wenn die
Forderungen des Arbeitsblattes DWA A 251 in der je-
weils gültigen Fas-sung eingehalten werden. Der An-
schluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsor-
gungsanlagen, Dampfleitungen und Dampfkesseln ist
nicht gestattet.

b. Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend,
wenn Abwassereinleitungen nicht von angeschlossenen
Grundstücken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobi-
len Abwasseranfallstellen erfolgen (z. B. Wohnwagen,
Markteinrichtungen usw.).

c. Das Einleiten von Grund-, Quell-, Drainage- und Kühl-
wasser in die öffentliche Abwasseranlage ist grundsätz-
lich unzulässig. Ausnahmen zur Einleitung dieser Wäs-
ser in Schmutz-, Regenwasser- oder Mischwasserbesei-
tigungsanlagen werden im Einzelfall entschieden, sofern
sie den grundsätzlichen Einleitungsbedingungen nicht
widersprechen.

(4) Für das Einleiten von Abwasser gelten, soweit nicht
durch wasserrechtliche Bescheide die Einleitungsbefug-
nis weitergehend eingeschränkt ist, folgende Einlei-
tungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten homogenisier-
ten Stichprobe:
1. Allgemeine Parameter
1.1 Temperatur max. 35 Grad C
1.2 ph-Wert < 6,5 > 10,0
1.3 absetzbare Stoffe 

(nach 0,5 h Absetzzeit) 10 ml/l
2. Organische Stoffe und Lösungsmittel
2.1 Organische halogenfreie 

Lösungsmittel 5 g/l
(m. Wasser mischbar und biologisch abbaubar)

2.2 halogenierte organische Kohlenwasserstoffe
a) adsorbierbare organisch 

gebundene Halogene (AOX) 0,5 mg/l
b) leichtflüchtige halogenierte 

Kohlenwasserstoffe (LHKW) 0,5 mg/l 
2.3 Phenole (Index) 20 mg/l
2.4 Kohlenwasserstoffe gesamt 

DIN EN ISO 9377-2  20 mg/l
2.5 schwerflüchtige lipophile Stoffe 

nach DIN 38 409 H 17 250 mg/l
(z. B. organische Fette)

3. Anorganische Stoffe (gelöst)
3.1 Ammonium und Ammoniak 

(berechnet als Stickstoff) 100 mg/l
3.2 Nitrit (berechnet als Stickstoff) 10 mg/l
3.3 Phosphor gesamt 50 mg/l1

1 Enthält das Abwasser nicht fällbare Phosphorver-
bindungen, zum Beispiel Phosphonate oder Hypo-
phosphite, so können für diese Fraktion auch stren-
gere Konzentrations- oder Frachtwerte gefordert
werden.

3.4 Cyanid, leicht freisetzbar 0,2 mg/l
3.5 Cyanid, gesamt 2 mg/l
3.6 Sulfat 600 mg/l
3.7 Sulfid 2 mg/l
4. Anorganische Stoffe (gesamt)
4.1 Antimon (Sb) 0,5 mg/l
4.2 Arsen (As) 0,5 mg/l
4.3 Barium (Ba) 5 mg/l

4.4 Blei (Pb) 1 mg/l
4.5 Cadmium (Cd) 0,05 mg/l
4.6 Chrom (Cr) 1 mg/l
4.7 Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l
4.8 Cobalt (Co) 2 mg/l
4.9 Kupfer (Cu) 1 mg/l
4.10 Nickel (Ni) 1 mg/l
4.11 Selen (Se) 2 mg/l
4.12 Silber (Ag) 1 mg/l
4.13 Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l
4.14 Zinn (Sn) 5 mg/l
4.15 Zink (Zn) 2 mg/l

(5) Höhere Konzentrationen als im Absatz 4 zugelassene be-
dingen eine Vorbehandlung von Abwasser auf der
Grundlage der wasserrechtlichen Erlaubnisse und Be-
willigungen.

(6) Für das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe
enthalten kann, gelten die Grundsätze und Vorschriften
der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden
Fassung.

(7) Abwasser, das gentechnisch verändertes Material ent-
halten kann, darf nur sterilisiert in die Abwasseranlage
eingeleitet werden.

(8) Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen
nicht eingeleitet werden darf, ist nach den dafür zutref-
fenden Bestimmungen zu entsorgen. Der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz ist die ordnungsgemäße Entsorgung
nachzuweisen.

(9) Die Stadt Cottbus/Chóśebuz behält sich vor, Grenzwerte
für weitere Stoffe durch Satzung festzulegen. Ebenfalls
können im Einzelfall die Konzentrationen bzw. Frachten
einzelner Schadstoffe weiter herabgesetzt werden, falls
der Betrieb der Abwasseranlage oder der Klärschlamm-
verwertung dies notwendig machen bzw. gesetzlich
niedrigere Grenzwerte als die im Abs. 4 genannten fest-
gesetzt werden.

(10)Jede abwasserrelevante wesentliche Störung an Grund-
stücksabwasseranlagen zur Vorbehandlung von Abwas-
ser ist der Stadt Cottbus/Chóśebuz bzw. der Verwal-
tungshelferin unverzüglich anzuzeigen.

§ 7 
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung verpflichtet, sein Grundstück
an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage anzuschließen, sobald auf seinem Grundstück
Schmutzwasser anfällt und die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage betriebsbereit vor-
handen ist (Anschlusszwang).

(2) Besteht ein Anschluss an die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage, so ist der An-
schlussnehmer vorbehaltlich der Einschränkungen in
dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf seinem
Grundstück anfallende Schmutzwasser in die zentrale
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage einzulei-
ten (Benutzungszwang).

(3) Ein Anschlusszwang an die zentrale öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage besteht nicht, wenn
das Grundstück nur durch eine abflusslose Sammelgru-
be oder Kleinkläranlage entsorgt werden kann. 
Bezüglich derartiger Grundstücke wird der Anschluss
an die dezentrale öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage angeordnet (Anschlusszwang). Anschluss-
nehmer, die auf ihrem Grundstück eine Kleinklär-
anlage oder abflusslose Sammelgrube betreiben, sind
verpflichtet, das in den Sammelgruben anfallende Ab-
wasser und den nicht separierten Klärschlamm aus
Kleinkläranlagen durch die Stadt Cottbus/Chóśebuz
oder ihre Erfüllungsgehilfin entsorgen zu lassen (Benut-
zungszwang).

Es wird angeordnet, dass der Anschlussnehmer ver-
pflichtet ist, die Entsorgung des Inhalts aus abflusslosen
Sammelgruben mindestens einmal im Erhebungszeit-
raum durch die Stadt Cottbus/Chóśebuz bzw. ihre Erfül-
lungsgehilfin vornehmen zu lassen.

(4) Besteht ein Anschluss an die dezentrale Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage, kann die Stadt Cottbus/
Chóśebuz den Anschluss an die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigungsanlage verlangen, sobald die Vorausset-
zungen des Abs. 1 nachträglich eintreten. Das Grund-
stück ist innerhalb von drei Monaten an die zentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage anzuschließen, nach
dem durch öffentliche Bekanntmachung oder Mitteilung
an den Anschlussnehmer angezeigt wurde, dass das
Grundstück angeschlossen werden kann.

(5) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der
Benutzung der baulichen Anlage an eine öffentliche Ab-
wasserbeseitigungsanlage angeschlossen sein. Vor An-
schluss des Grundstückes an eine öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage ist ein Zustimmungsverfahren nach
§ 11 dieser Satzung durchzuführen.

(6) Jeder Grundstückseigentümer ist vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein
Grundstück an die zentrale öffentliche Niederschlags-
wasserbeseitigungsanlage anzuschließen, sobald auf
seinem Grundstück Niederschlagswasser anfällt und
eine vor dem Grundstück anliegende öffentliche Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage betriebsbereit vor-
handen ist (Anschlusszwang). 

(7) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf
seinem Grundstück anfallende Niederschlagswasser in
die öffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage
einzuleiten (Benutzungszwang).

(8) Eine oberflächliche Ableitung des Niederschlagswas-
sers von Grundstücken in den öffentlichen Bereich ist
nicht zulässig. Eine oberflächliche Ableitung von Nie-
derschlagswasser in den öffentlichen Bereich gilt bei
Vorhandensein öffentlicher Anlagen zur Niederschlags-
wasserableitung als Nutzung dieser Anlagen und ist ent-
geltpflichtig.

(9) Besteht für die Ableitung aller oder eines Teils der Ab-
wässer kein natürliches Gefälle, kann die Stadt Cott-
bus/Chóśebuz den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage
durch den Anschlussnehmer auf dessen Kosten verlan-
gen.

§ 8 
Befreiung vom Anschluss- und 

Benutzungszwang
(1) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs-

zwang an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbesei-
tigungsanlage bzw. an die Niederschlagswasserbeseiti-
gungsanlage kann in Einzelfällen auf schriftlichen be-
gründeten Antrag des Grundstückseigentümers gewährt
werden, wenn dem Verpflichteten der Anschluss oder
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls, ins-
besondere dem öffentlichen Interesse an der Inanspruch-
nahme der öffentlichen Einrichtung, an der dauerhaften
Entsorgungssicherheit und an der öffentlichen Gesund-
heitspflege, nicht zumutbar ist.

(2) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs-
zwang erfolgt durch Bescheid der Stadt Cottbus/
Chóśebuz und kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs,
unter Bedingungen und Auflagen oder auf bestimmte
Zeit erteilt werden. Die Befreiung vom Benutzungs-
zwang kann auch als Teilbefreiung ausgesprochen wer-
den.

(3) Besondere Gründe im Sinne des Abs. 1 liegen nicht vor,
wenn die Begründung im Antrag allein darauf ausge-
richtet ist, dass Entgelte eingespart werden sollen.

§ 9 
Grundstücksanschluss

(1) Die Stadt Cottbus/Chóśebuz hat grundsätzlich dafür 
Sorge zu tragen, dass die Herstellung der Anschluss-
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möglichkeit von unbebauten Grundstücken erfolgt,
wenn andernfalls ein späterer Anschluss einen unver-
hältnismäßigen wirtschaftlichen Aufwand erfordern
würde.

(2) Jedes Grundstück ist an einen betriebsbereiten An-
schlusskanal anzuschließen, es sei denn, der Anschluss-
nehmer besitzt eine wasserrechtliche Erlaubnis zum Be-
trieb einer Grundstückskläreinrichtung in Verbindung
mit einer Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemäß § 8 der Abwassersatzung. In Ausnahme-
fällen kann die Stadt Cottbus/Chóśebuz gestatten, dass
zwei oder mehrere Grundstücke über einen gemeinsa-
men Anschlusskanal entwässert werden, wenn die Be-
nutzungs- und Unterhaltungsrechte im Grundbuch ding-
lich gesichert sind.

(3) Beauftragte der Stadt Cottbus/Chóśebuz dürfen im Rah-
men der bestehenden Gesetze die an die zentrale öffent-
liche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen
oder anzuschließenden Grundstücke betreten und befah-
ren, soweit dies zur technischen Überprüfung, zur Be-
seitigung von Störungen oder zur Abwasserprobenahme
erforderlich ist. Reinigungsöffnungen, Revisions-
schächte, Rückstauverschlüsse u. ä. sind jederzeit zu-
gänglich zu halten.

§ 10 
Nutzung des Niederschlagswassers/Grauwassers 

und Nutzung des Wassers aus 
Eigenwasserversorgungsanlagen

Beabsichtigt der Anschlussnehmer die Nutzung des 
auf seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers,
Grauwassers oder des Wassers aus Eigenwasserversorgungs-
anlagen als Brauchwasser, so ist dies der Stadt Cottbus/
Chóśebuz vor Beginn der Nutzung schriftlich anzu-
zeigen.
Die Messung der Mengen ist durch geeignete technische Ein-
richtungen nachzuweisen (z.B. Wasserzähler).

§ 11 
zustimmungs-/Genehmigungsverfahren

(1) Die Herstellung oder die Änderung des Anschlusses an
die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage bedarf der
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz. Diese ist rechtzeitig vor der Durchfüh-
rung der Anschlussarbeiten zu beantragen. Sie kann mit
Bedingungen und Auflagen versehen werden. Der An-
trag muss eine zeichnerische Darstellung mit Angabe der
Trassenführung, der vorgesehenen Tiefenlage, des Rohr-
durchmessers, der Revisionsschächte und der techni-
schen Ausführung enthalten. Bei gewerblichen und in-
dustriellen sowie sonstigen nicht häuslichen Abwässern
muss der Antrag Angaben über Art, Menge und Zusam-
mensetzung der Abwässer enthalten. Weiterhin ist ein
geeigneter Nachweis über das Eigentum am Grundstück
dem Antrag beizufügen.

(2) Die aus wasserschutzrechtlichen Gründen genehmigte
Einleitung von Grundwasser aus Grundwasserabsen-
kungen sowie Quell-, Drainage- und Kühlwasser in die
Kanalisation bedürfen ebenfalls der Antragstellung bei
der Stadt Cottbus/Chóśebuz und der Genehmigung
durch die Stadt Cottbus/Chóśebuz.

(3) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Ge-
bäudes hat der Anschlussnehmer rechtzeitig, spätestens
einen Monat vor Außerbetriebnahme des Anschlusses
der Stadt Cottbus/Chóśebuz anzuzeigen und mit der Ver-
waltungshelferin den Zeitpunkt des Verschließens des
Anschlusskanals abzustimmen.

(4) Ohne Zustimmung darf die Ausführung des Anschlusses
nicht begonnen werden.

(5) Die Zustimmung gilt auch für oder gegen den Rechts-
nachfolger des Anschlussnehmers.

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen be-
darf der Genehmigung. Die Genehmigung wird durch
die Stadt Cottbus/Chóśebuz schriftlich erteilt und kann
mit Nebenbestimmungen versehen werden. Dazu hat der
Anschlussnehmer der Stadt Cottbus/Chóśebuz die ord-
nungsgemäße Anbindung der Grundstücksleitung an

den Anschlusskanal durch den Dichtheitsnachweis und
durch das Abnahmeprotokoll gemäß § 5 AEB-Abwasser
nachzuweisen und den Beginn der Einleitung mitzutei-
len. 

(7) Für wiederkehrende Dichtheitsprüfungen gelten die 
Fristen der Technischen Regeln zur Selbstüberwachung
von Abwasseranlagen (TRSüw) vom 18. Dezember
2013, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg, 
Nr. 5 vom 5. Februar 2014. Der Dichtheitsnachweis ist
der Stadt Cottbus/Chóśebuz nach Durchführung der
Dichtheitsprüfung vorzulegen.

(8) Bei Indirekteinleitungen sind der Stadt Cottbus/
Chóśebuz mit dem Antrag auf Zustimmung entspre-
chend die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu
benennen. Bei bestehenden Anschlüssen hat dies inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten der Abwasser-
satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekt-
einleiter der Stadt Cottbus/Chóśebuz Auskunft über die
Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall
und die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. So-
weit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinlei-
tungen mit gefährlichen Stoffen im Sinne des § 72 des
Brandenburgischen Wassergesetzes handelt, genügt in
der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der
zuständigen Wasserbehörde.

§ 12 
Abwasseruntersuchungen

(1) Die Stadt Cottbus/Chóśebuz ist jederzeit berechtigt, 
Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder vorneh-
men zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie
Art, Umfang und Turnus der Probeentnahmen. Die
Überwachung der Abwasserentsorgung nach den Be-
stimmungen dieser Satzung sowie die Entnahme von
Abwasserproben erfolgen durch Beauftragte der Stadt
Cottbus/Chóśebuz. Den Beauftragten ist hierzu unge-
hindert Zutritt zu den Grundstücken, Räumen und Ab-
wasseranlagen zu gewähren und die Überprüfung zu er-
möglichen.

(2) Die Kosten für die Untersuchung trägt der An-
schlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß
gegen die Benutzungsbestimmungen nach § 6 dieser
Satzung vorliegt, andernfalls die Stadt Cottbus/
Chóśebuz.

§ 13 
Auskunfts- und Informationspflicht, 

Betretungsrechte
(1) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, der Stadt Cott-

bus/Chóśebuz die für den Vollzug dieser Satzung erfor-
derlichen Auskünfte über Bestand, Art und Zustand der
auf seinem Grundstück befindlichen Grundstücksab-
wasseranlage zu erteilen.

(2) Die Anschlussnehmer haben die Stadt Cottbus/
Chóśebuz und die Verwaltungshelferin unverzüglich
darüber zu informieren, wenn:
a) der Betrieb der Grundstücksabwasseranlage durch

Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel 
der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen
sein können (z. B. Verstopfungen des Abwasserka-
nals),

b) Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten
oder zu geraten drohen, die den Anforderungen nach
§ 6 dieser Satzung nicht entsprechen, 

c) sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers 
erheblich ändert,

d) für ein Grundstück die Anforderungen des An-
schluss- und Benutzungsrechtes entfallen oder sich
ändern.

Bei einem Wechsel in der Person des Anschluss-
nehmers hat der bisherige Anschlussnehmer diese
Rechtsänderung gegenüber der Stadt Cottbus/
Chóśebuz und der Verwaltungshelferin schriftlich anzu-
zeigen. Hierzu ist auch der neue Anschlussnehmer ver-
pflichtet.
Dem Anschlussnehmer sowie dem Zwischenverpächter

(Verband, Verein) im Sinne des § 4 Abs. 2 Bundesklein-
gartengesetz obliegt die Verpflichtung zur Auskunftser-
teilung gegenüber der Stadt Cottbus/Chóśebuz und de-
ren Verwaltungshelferin bezüglich der Person des Mie-
ters oder Pächters oder des aufgrund eines ähnlichen
Rechtsverhältnisses zur Nutzung des Kleingartens oder
Vereinsheims sowie der Grundstücke in Erholungs- und
Wochenendsiedlungen Berechtigten.

(3) Die Bediensteten und die mit Berechtigungsausweis ver-
sehenen Beauftragten sind berechtigt, die angeschlosse-
nen Grundstücke zu betreten, soweit dies zum Zweck
der Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt
Cottbus/Chóśebuz oder zum Vollzug dieser Satzung er-
forderlich ist. Die Anschlussnehmer haben das Betreten
von Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen
Anlagenteilen auf den angeschlossenen Grundstücken
zu gewährleisten.

(4) Jede abwasserrelevante wesentliche Störung an Grund-
stücksabwasseranlagen zur Vorbehandlung von Abwas-
ser ist der Verwaltungshelferin bzw. der Stadt Cottbus/
Chóśebuz unverzüglich anzuzeigen.

§ 14 
Entgelte, Verwaltungsgebühren

(1) Die Abwasserabgabe für Einleitungen in Gewässer aus
Abwasseranlagen der Stadt  Cottbus/Chóśebuz und die
Abgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser in
ein Gewässer werden bei der Festsetzung der Abwasser-
beseitigungsentgelte nach den Bestimmungen des § 6
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Branden-
burg den Entgeltpflichtigen auferlegt.

(2) Für das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten
der Abwässer, die Entsorgung des in abflusslosen Gru-
ben anfallenden Abwassers sowie des nicht separiertem
Klärschlammes aus Grundstückskläreinrichtungen 
erhebt die Stadt Cottbus/Chóśebuz Abwasserbe-
seitigungsentgelte nach den Allgemeinen Entsorgungs-
bedingungen für Abwasser (AEB-A) der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz.

(3) Die Abwasserbeseitigungsentgelte werden von der
LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG im Rahmen
der ihr nach dem Abwasserbeseitigungsvertrag oblie-
genden Inkassotätigkeit im Namen und für Rechnung
der Stadt Cottbus/Chóśebuz eingezogen.

(4) Für die Bearbeitung von Anträgen und Zustimmungen
nach dieser Satzung werden Verwaltungsgebühren ent-
sprechend der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt
Cottbus/Chóśebuz in der jeweils geltenden Fassung er-
hoben.

(5) Der Anschlussnehmer kann Einwände gegen die berech-
neten Abwasserbeseitigungsentgelte und Abschlags-
zahlungen gegenüber der Stadt Cottbus/Chóśebuz nur
innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach Zugang 
der Rechnung geltend machen. Näheres regeln die All-
gemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser 
(AEB-A) der Stadt Cottbus/Chóśebuz.

§ 15 
Haftung

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder
durch satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der
Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen der
Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die
öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden. Ferner
hat der Verursacher die Stadt Cottbus/Chóśebuz von al-
len Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem
Zusammenhang gegen die Stadt Cottbus/Chóśebuz gel-
tend machen.

(2) Wer öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen ohne 
Zustimmung der Stadt Cottbus/Chóśebuz betritt oder
Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet für die entstandenen
Schäden.

(3) Der Anschlussnehmer haftet außerdem für alle Schäden
und Nachteile, die der Stadt Cottbus/Chóśebuz durch
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den mangelhaften Zustand der Grundstücksabwasser-
anlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht
sachgerechtes Bedienen entstehen.

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedin-
gungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwasser-
abgabe verursacht hat, hat der Stadt Cottbus/Chóśebuz
den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstat-
ten.

(5) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.
(6) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von

• Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage z. B.
bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden
oder Schneeschmelze 

• Betriebsstörungen bei Ausfall eines Pumpwerkes
• Behinderungen des Abwasserabflusses z. B. bei 

Kanalbruch oder Verstopfung
• zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasser-

anlage z. B. bei Reinigungsarbeiten im Kanal oder
Ausführung von Anschlussarbeiten 

hat der Anschlussnehmer einen Anspruch auf Schaden-
ersatz nur, soweit der eingetretene Schaden von der Stadt
Cottbus/Chóśebuz schuldhaft verursacht worden ist.

(7) Wenn die Entsorgung von Inhalten aus abflusslosen
Sammelgruben und nicht separierbarem Klärschlamm
aus Grundstückskläreinrichtungen trotz erfolgter An-
meldung zur Entleerung oder Entschlammung infolge
höherer Gewalt, Streik oder Betriebsstörungen erst ver-
spätet durchgeführt werden kann oder eingeschränkt
bzw. unterbrochen werden muss, hat der Anschlussneh-
mer keinen Anspruch auf Ersatz eventuell dadurch be-
dingter Schäden.

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
entgegen den in dieser Satzung genannten Bestimmun-
gen handelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße
geahndet werden. Deren Höhe richtet sich nach dem im
§ 17 Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
vom 19. Februar 1987 (BGBl I S. 602) in der jeweils gel-
tenden Fassung bestimmten Rahmen.

(3) Mit Bußgeld wird belegt, wer ordnungswidrig handelt
und vorsätzlich oder fahrlässig entgegen:
(3.1) § 6 Abs. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 10

- Abwasser einleitet, das dem Einleitverbot unter-
liegt

- Abwasser einleitet, das nicht den Einleitbedin-
gungen entspricht

- Störungen bei der Vorklärung nicht rechtzeitig
anzeigt

- abwasserrelevante Störungen an Grundstücksab-
wasseranlagen zur Vorbehandlung von Abwasser
nicht unverzüglich dem beauftragten Unterneh-
men der Stadt Cottbus/Chóśebuz anzeigt

(3.2) § 7, Abs. 1, 2, 3, 6, 7 und 8
- sein Grundstück nicht oder nicht rechtzeitig an

die öffentliche Abwasseranlage einschließlich
des Anschlusses der Niederschlagswasserablei-
tung unter den Bedingungen des § 7 Abs. 6 an-
schließt

- sein Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben
und den nicht separierten Klärschlamm aus den
Grundstückskläreinrichtungen nicht satzungsge-
mäß entsorgen lässt

- sein Niederschlagswasser oberflächlich von
Grundstücken in den öffentlichen Bereich ablei-
tet 

(3.3) § 10 
die Nutzung des auf seinem Grundstück anfal-
lenden Niederschlagswassers, Grauwassers und
des Wassers aus Eigenwasserversorgungs-
anlagen, als Brauchwasser der Stadt
Cottbus/Chóśebuz nicht schriftlich anzeigt,

(3.4) § 11 Abs. 1, 2, 3, 4, 6, 7 und 8
- ohne Zustimmung den Anschluss an die öffent-

liche Abwasseranlage herstellt oder Änderungen
vornimmt

- oder den Abbruch nicht rechtzeitig mitteilt
- oder wider besseren Wissens unrichtige Pläne

vorlegt oder Angaben macht
- oder die öffentliche Abwasseranlage ohne 

Genehmigung benutzt
- oder der keinen Dichtheitsnachweis vorlegt 
- oder die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge

nicht benennt bzw. die notwendigen Auskünfte
zur Zusammensetzung des Abwassers, den Ab-
wasseranfall und die Vorbehandlung des Abwas-
sers nicht oder nicht fristgerecht erteilt.

(3.5) § 12 Abs. 1 
den ungehinderten Zutritt zur Probenahme für die
Abwasseruntersuchung nicht gewährt,

(3.6) § 13 Abs. 1, 2, 3 und 4
- nicht die erforderlichen Auskünfte gewährt
- die erforderlichen Informationen nicht unverzüg-

lich übergibt
- den Zutritt zu Anlagenteilen nicht gewährleistet

oder duldet
- wer wesentliche Störungen nicht anzeigt.

§17 
dIN-Normen

Die in Bezug genommenen DIN– und DIN EN-Normen 
können bei der Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6,
10787 Berlin, bezogen werden. Sie sind ferner beim Deut-
schen Patent- und Markenamt in München archivmäßig 
gesichert niedergelegt.

§ 18 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2017 in Kraft.
Cottbus/Chóśebuz, 06.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus/Chóśebuz 

Amtliche bekanntmachung

Allgemeine 
Entsorgungsbedingungen

für Abwasser (AEb-A) 
der Stadt Cottbus/Chóśebuz
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Anlage
Entgeltliste für die Abwasserbeseitigung der Stadt
Cottbus/Chóśebuz

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Die AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz gelten für alle
Anschlussnehmer, die nach den Bestimmungen der 
§§ 5 und 7 der Satzung der Stadt Cottbus/Chóśebuz über
die Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung und ihre Be-
nutzung im Gebiet der Stadt Cottbus/Chóśebuz (Abwas-
sersatzung) dem Anschluss- und Benutzungsrecht und
dem Anschluss- und Benutzungszwang unterliegen.

(2) Die AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz sind im Übrigen
die Grundlage für den Anschluss von Grundstücken der
Anschlussnehmer an die Abwasserbeseitigungseinrich-
tung der Stadt Cottbus/Chóśebuz (im Folgenden „Stadt“
genannt) sowie für die Entsorgung des Abwassers, so-
weit die Art und Weise der Entsorgung des Abwassers
geregelt wird.

§ 2 
Abwasserentsorgungsvertrag

(1) Die Stadt schließt nach Zustimmung im Sinne des § 11
der Abwassersatzung mit dem Anschlussnehmer den
Abwasserentsorgungsvertrag nach den Bestimmungen
dieser AEB-A ab. Tritt an die Stelle eines Grundstücks-
eigentümers oder sonstigen Anschlussnehmers nach 
§ 4 der Abwassersatzung eine Gemeinschaft von Woh-
nungseigentümern im Sinne des Wohnungseigentums-
gesetzes, so wird der Entsorgungsvertrag mit der Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer abgeschlossen.
Jeder Wohnungseigentümer haftet als Gesamtschuldner.
Die Wohnungsgemeinschaft verpflichtet sich, den Ver-
walter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle
Rechtsgeschäfte, die sich aus dem Entsorgungsvertrag
ergeben, mit Wirkung für und gegen alle Wohnungsei-
gentümer mit der Stadt abzuschließen und personelle
Änderungen, die die Haftung der Wohnungseigentümer
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berühren, der Stadt unverzüglich mitzuteilen. Wird ein
Vertreter nicht benannt, so sind die an einen Wohnungs-
eigentümer abgegebenen Erklärungen der Stadt auch für
die übrigen Eigentümer rechtswirksam. Das gleiche gilt,
wenn das Eigentum an dem versorgten Grundstück meh-
reren Personen gemeinschaftlich zusteht.

(2) Werden öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen tat-
sächlich in Anspruch genommen, gilt der Entsorgungs-
vertrag als abgeschlossen. Vertragsbeginn ist die erste
Übergabe von Abwasser oder von nicht separiertem
Klärschlamm aus einer Grundstückskläreinrichtung.

(3) Wohnt der Anschlussnehmer nicht im Inland, so hat er
der Stadt einen Zustellungsbevollmächtigten zu benen-
nen.

(4) Der Entsorgungsvertrag zur Benutzung der öffentlichen
Abwasserbeseitigungsanlage kann mit einer Frist von
einem Monat auf das Ende eines Kalendermonats ge-
kündigt werden, wenn auf dem Grundstück kein Abwas-
ser mehr anfällt.

(5) Tritt anstelle der Stadt eine andere Körperschaft oder
ein anderes Unternehmen in die sich aus dem Entsor-
gungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein, 
so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des An-
schlussnehmers. Der Wechsel ist öffentlich bekannt zu
geben.

(6) Übernimmt ein neuer Anschlussnehmer eine bestehende
Anlage, sind der bisherige und der neue Anschlussneh-
mer verpflichtet, der Stadt den Zeitpunkt der Übergabe
und ihre Anschriften mitzuteilen. Aufgrund dieser Mit-
teilung scheidet der bisherige Anschlussnehmer aus dem
Vertrag aus und der neue Anschlussnehmer tritt an seine
Stelle, sofern sich die genehmigten oder vertraglich ver-
einbarten Bedingungen nicht ändern. Kommen die An-
schlussnehmer dieser Pflicht nicht nach, sind beide ge-
genüber der Stadt für die Verbindlichkeit als Gesamt-
schuldner verantwortlich.

§ 3 
übergabe und Änderung der AEB-A 

der Stadt Cottbus/Chóśebuz
(1) Die Stadt ist verpflichtet, jedem neuen Anschlussnehmer

bei Vertragsabschluss nach § 2 Abs. 1 sowie den übrigen
Kunden auf Verlangen die dem Entsorgungsvertrag zu-
grunde liegenden AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz
einschließlich der dazugehörigen Entgeltregelungen un-
entgeltlich auszuhändigen.

(2) Die AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz können durch
die Stadt mit Wirkung für alle Anschlussnehmer geän-
dert oder ergänzt werden. Änderungen oder Ergänzun-
gen werden mit ihrem Inkrafttreten wirksam.

(3) Soweit nach diesen Bedingungen eine Bekannt-
machung vorgesehen ist, erfolgt diese in den in der
Hauptsatzung der Stadt genannten Veröffentlichungs-
blättern.

§ 4 
Antragstellung

(1) Der Antrag auf Herstellung oder die Änderung des An-
schlusses gemäß § 11 der Abwassersatzung und auf Ent-
sorgung enthält insbesondere:
- Name und Anschrift des Anschlussnehmers
- einen amtl. Lageplan des anzuschließenden Grund-

stückes mit allen vorhandenen und geplanten Ge-
bäuden im Maßstab 1 : 500

- geeigneter Nachweis über das Eigentum/den Besitz
am anzuschließenden Grundstück

- die Angaben der Gemarkung, Flur und Flurstücks-
nummer einschließlich der Straßenbezeichnung
und Hausnummer

- Lage des Anschlusskanals (Bereich zwischen Ab-
wasserkanal und Grundstücksgrenze) einschließ-
lich Durchmesser und die vorgesehene Tiefenlage
an der Grundstücksgrenze, Lage und Art des Revi-
sionsschachtes im Anschlusskanal

- Darstellung und Berechnung der geplanten Maß-
nahmen zur Beseitigung des Niederschlagswassers
mit Angabe der zu entwässernden Flächen, Anga-

ben zu bereits vorliegenden oder beantragten was-
serrechtlichen Erlaubnissen bei Abwassereinleitun-
gen aus Gewerbe und Industrie außerdem:

- Angaben zur Menge und Beschaffenheit des Ab-
wassers

- Angaben zu den abwasserrelevanten Produktions-
vorgängen

- Angaben zur Bemessung und Wirkungsweise von
Vorbehandlungsanlagen

- Angaben zur bereits vorliegenden oder beantragten
wasserrechtlichen Genehmigungen zur betriebli-
chen Abwasserbehandlung und -entsorgung

- Angabe von Einleitungszeiten
bei einem Antrag auf Entsorgung aus einer Grund-
stückskläreinrichtung oder Abwassersammelgrube 
außerdem:
- Angaben zur Bemessung und baulichen Gestaltung

der Anlage
- Angaben zur Lage und Erreichbarkeit der Anlage

(2) Die Antragsunterlagen sind vom Anschlussnehmer oder
seinem Bevollmächtigten zu unterschreiben und in ein-
facher Ausfertigung bei der Stadt einzureichen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, Ergänzungen zu den Unterlagen
und Sonderzeichnungen sowie bei bereits vorhandenen
Betrieben Abwasseruntersuchungsergebnisse zu verlan-
gen, sie kann auch eine Nachprüfung durch Sachverstän-
dige fordern, wenn sie dies für notwendig hält.

(4) Ergibt sich während der Ausführung die Notwendigkeit
von Änderungen, so ist die Abweichung sofort anzuzei-
gen und dafür die geänderte Zustimmung einzuholen.

(5) Für neu herzustellende Abwasseranlagen kann der Ver-
tragsbeginn davon abhängig gemacht werden, dass be-
reits vorhandene Anlagen, die den Vorschriften nicht ent-
sprechen, gleichzeitig durch eine Abänderung vor-
schriftsmäßig gemacht oder beseitigt werden.

(6) Der Vertragsabschluss erfolgt unbeschadet der Rechte
Dritter sowie unbeschadet der bundes- und landesgesetz-
lichen Bestimmungen.

(7) Der Antrag ist erforderlich:
1. bei Neuanschluss des Grundstückes;
2. wenn zusätzliche Anschlüsse gewünscht werden;
3. wenn vorhandene Anschlüsse geändert oder reak-

tiviert werden sollen;
4. wenn Menge und Beschaffenheit des Abwassers ge-

ändert werden.
(8) Der Antrag ist nicht erforderlich:

1. wenn Änderungen oder Erneuerungen an den Ab-
wasseranlagen von der Stadt durchgeführt oder ver-
anlasst werden;

2. wenn der Anschlussnehmer wechselt.
§ 5 

Abnahme des Anschlusses
(1) Der Zeitpunkt der Herstellung des Anschlusses der pri-

vaten Grundstücksabwasseranlagen an die öffentliche
Schmutzwasserbeseitigungsanlage ist der Stadt mindes-
tens eine Woche im Voraus anzuzeigen. Mit der Anzeige
ist das Ergebnis der Dichtheitsprüfung der Abwasserlei-
tungen auf dem Grundstück vorzulegen und ein Abnah-
meprotokoll einzureichen.

(2) Zur Abnahme müssen alle Bauteile gut sichtbar und 
zugänglich sein. Der Rohrgraben im Bereich des 
Anschlusspunktes darf erst nach der Abnahme verfüllt
werden.

§ 6 
Umfang der Abwasserentsorgung

(1) Art und Menge des in die Abwasseranlage einzuleiten-
den Abwassers bestimmt die Stadt in Übereinstimmung
mit den geltenden Rechtsvorschriften und den allgemein
anerkannten Regeln der Technik. Die Stadt kann fest-
legen, dass bestimmte Abwässer nur mit ihrer schriftli-
chen Einwilligung in die Abwasseranlage eingeleitet
werden dürfen, soweit dies wegen der Belastung der Ab-
wässer geboten ist.

(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 ist der Anschluss-
nehmer berechtigt, jederzeit Abwasser in die Abwasser-
anlage einzuleiten.

(3) Die Abwasserentsorgung kann unterbrochen werden,
soweit und solange die Stadt durch höhere Gewalt oder
Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zu-
gemutet werden kann, an der Abwasserentsorgung ge-
hindert ist oder die Unterbrechung zur Vornahme be-
triebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadt
hat jede Unterbrechung unverzüglich zu beheben. Im
Falle einer nicht nur für kurze Zeit beabsichtigten Un-
terbrechung der Abwasserentsorgung hat die Stadt den
Anschlussnehmer rechtzeitig zu unterrichten, es sei
denn, dass die Unterrichtung nach den Umständen nicht
rechtzeitig möglich ist und die Stadt dies nicht zu ver-
treten hat.

(4) Die Einleitungsbeschränkungen und -verbote ergeben
sich aus § 6 der Abwassersatzung.

§ 7 
Grundstücksbenutzung

(1) Der Anschlussnehmer hat für Zwecke der Abwasserent-
sorgung das Verlegen von Leitungen einschließlich Zu-
behör zur Durch- und Ableitung von Abwasser und er-
forderliche Schutzmaßnahmen sowie den Betrieb dieser
Anlagen auf dem Grundstück unentgeltlich zuzulassen.
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Abwas-
seranlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die
von dem Anschlussnehmer in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit einem angeschlossenen oder zum An-
schluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder
für die die Möglichkeit der Abwasserentsorgung sonst
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, soweit die In-
anspruchnahme des Grundstücks den Anschlussnehmer
mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belas-
ten würde.

(2) Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grund-
stücks zu benachrichtigen.

(3) Unzulässige Bebauungen sind nach Aufforderung durch
die Stadt innerhalb einer von dieser gesetzten, angemes-
senen Frist durch den Anschlussnehmer zu beseitigen.
Die Beseitigung ist der Stadt nachzuweisen. Die Über-
bauung der Abwasseranlage durch Gebäude oder bau-
liche Anlagen ist unzulässig. Die Bepflanzung mit Bäu-
men und Sträuchern ist nur zulässig, wenn die Bäume
und Sträucher den ordnungsgemäßen Bestand oder Be-
trieb der Anlage nicht beeinträchtigen oder gefährden.

(4) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrich-
tungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für
ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung
hat die Stadt zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Ein-
richtungen ausschließlich der Entsorgung des betreffen-
den Grundstücks dienen.

(5) Wird die Abwasserentsorgung eingestellt, so hat der An-
schlussnehmer die Entfernung der Einrichtungen zu ge-
statten; auf Verlangen der Stadt hat er sie noch fünf Jahre
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht
zugemutet werden kann.

(6) Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer
sind, haben der Stadt die schriftliche Zustimmung des
Grundstückseigentümers zur Benutzung des Grund-
stücks im Sinne der Absätze 1, 4 und 5 beizubringen.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für öffentliche Verkehrs-
wege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die
durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind.

§ 8 
Grundstücksanschluss

(1) Der Grundstücksanschluss besteht aus Anschlusskanal,
Revisionsschacht, Grundstücksleitung und Rückstau-
sicherung.

(2) Bei erstmaliger Herstellung, Erneuerung und Änderung
des Grundstücksanschlusses muss ein Revisionsschacht
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nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet wer-
den, sofern nicht die Bebauung auf der Grundstücks-
grenze erfolgt. 

(3) Die Öffentlichkeit des Grundstücksanschlusses endet:
a) mit dem Revisionsschacht, bei Fehlen eines Revi-

sionsschachtes an der Grundstücksgrenze
b) an sonstigen Übergabepunkten in Abstimmung mit

der Stadt (z. B. bei Druckentwässerung)
(4) Die Herstellung, Erneuerung oder Veränderung sowie

die laufende Unterhaltung der zentralen öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlage erfolgt durch die Stadt
oder durch ihre Verwaltungshelferin.

(5) Gegen Rückstau von Abwasser aus der zentralen öffent-
lichen Abwasseranlage hat sich der Anschlussnehmer
nach den Vorschriften der DIN EN 12056 in Verbindung
mit der DIN 1986 Teil 100 und DIN EN 13564 selbst
zu schützen. Rückstaugefährdet sind alle Entwässe-
rungsobjekte, die tiefer als die Rückstauebene liegen, 
d. h. tiefer als die tatsächliche oder endgültig vorgese-
hene Straßenoberkante bzw. der nächstgelegene Kanal-
schacht in Fließrichtung oberhalb des betroffenen 
Anschlusskanals, sofern dieser höher ist als die tatsäch-
liche oder endgültig vorgesehene Straßenoberkante.

(6) Spätestens mit Beginn der Einleitung in die zentrale öf-
fentliche Abwasserbeseitigungsanlage hat der An-
schlussnehmer auf seine Kosten alle bestehenden
Grundstückskläreinrichtungen und abflusslosen Sam-
melgruben außer Betrieb zu setzen, zu entleeren und zu
reinigen. Die Umrüstung einer abflusslosen Sammelgru-
be in einen Revisionsschacht ist mit der Verwaltungs-
helferin technisch abzustimmen. Das Abstimmungser-
gebnis muss mit dem Antrag gemäß § 11 der Abwasser-
satzung vorgelegt werden.

§ 9 
Indirekteinleiterkataster

(1) Die Stadt führt ein Kataster über die genehmigten Indi-
rekteinleiter, die in die Abwasserbeseitigungsanlage ein-
leiten und deren Abwasser von der Beschaffenheit häus-
lichen Abwassers abweicht.

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatzes 1 sind
der Stadt mit dem Antrag auf Zustimmung entsprechend
§ 11 der Abwassersatzung die abwassererzeugenden Be-
triebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden Anschlüs-
sen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkraft-
treten der Abwassersatzung zu geschehen. Auf Verlan-
gen hat der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über die
Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall
und die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. So-
weit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinlei-
tungen mit gefährlichen Stoffen im Sinne des § 72 des
Brandenburgischen Wassergesetzes handelt, genügt in
der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der
zuständigen Wasserbehörde.

(3) Weitergehende gesetzliche bzw. satzungsrechtliche Re-
gelungen bleiben hiervon unberührt.

§ 10 
Grundstückskläreinrichtungen und 

abflusslose Sammelgruben
(1) Die Entsorgung der Inhalte aus Grundstückskläreinrich-

tungen und abflusslosen Sammelgruben umfasst 
1. die Entsorgung des nicht separierten Klärschlam-

mes aus Grundstückskläreinrichtungen,
2. die Entleerung des Abwassers aus abflusslosen

Sammelgruben und die Abfuhr und die Behandlung
der Anlageninhalte auf der Kläranlage.

(2) Der Anschlussnehmer hat der Stadt das Vorhandensein
von Grundstückskläreinrichtungen und abflusslosen
Sammelgruben nach § 4 Abs. 1 dieser AEB-A unverzüg-
lich anzuzeigen. Die geltenden baurechtlichen und was-
serrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. Mit der
Anzeige sind die bau- und wasserrechtlichen Genehmi-
gungen, Prüfbescheide sowie der Dichtheitsnachweis

bei abflusslosen Sammelgruben und Grundstücksklär-
einrichtungen beizufügen. Lageplan, Zufahrt zur Grund-
stücksabwasseranlage, Nutzinhalt, Bauausführung und
Baujahr der abflusslosen Sammelgruben, bei Grund-
stückskläreinrichtungen die Bauart, die Bemessung
nach Personen auf dem Grundstück, Baujahr sowie die
Art der Schmutzwassernachbehandlung und -einleitung
sind anzugeben.

(3) Zur Durchführung der Entsorgung ist der Entleerungs-
bedarf der Grundstückskläreinrichtungen bzw. der ab-
flusslosen Sammelgrube auf Wohn- und Gewerbe-
grundstücken, Einzelgärten sowie bei Gaststätten auf
dem Gelände von Kleingartenanlagen und Erholungs-
und Wochenendsiedlungen durch den Anschlussnehmer
rechtzeitig zur Abfuhr bei dem durch die Stadt als Er-
füllungsgehilfin beauftragten Entsorgungsunternehmen
anzumelden. Die Anmeldung kann telefonisch oder
schriftlich erfolgen. Die Entsorgung erfolgt innerhalb ei-
ner Woche nach Anmeldung. Ausnahmsweise kann
durch die Stadt ein von Satz 3 abweichender Entsor-
gungsrhythmus zugelassen werden. Der Anschlussneh-
mer ist verpflichtet, die Entsorgung aus abflusslosen
Sammelgruben mindestens einmal im Erhebungszeit-
raum vornehmen zu lassen.

(4) Zum Entsorgungstermin hat der Anschlussnehmer die
Grundstückskläreinrichtungen bzw. die abflusslose
Sammelgrube freizugeben und die ungehinderte Zufahrt
zu gewährleisten. Der Anschlussnehmer hat das Betreten
und Befahren seines Grundstückes zum Zwecke der Ent-
sorgung zu dulden. Die Grundstückskläranlage bzw. die
abflusslose Sammelgrube ist auf dem Grundstück des
Anschlussnehmers so anzuordnen, dass die Entsorgung
durch die Entsorgungsfahrzeuge ungehindert möglich
ist. Der Anschlussnehmer hat die Grundstücksklärein-
richtung bzw. abflusslose Sammelgrube und den Zugang
bis zur Anlage auf seinem Grundstück so herzurichten,
dass die Entnahme des Entsorgungsgutes und der Trans-
port ungehindert erfolgen können. Die Grundstücksklär-
einrichtung bzw. abflusslose Sammelgrube und der Zu-
gang über das Grundstück zum Zweck der Entnahme
und des Transports des Entsorgungsgutes müssen in ei-
nem verkehrssicheren Zustand gehalten werden. Die
Abdeckungen müssen dauerhaft, verkehrssicher und so
beschaffen und gesichert sein, dass Gefahren nicht ent-
stehen können. Störende Bepflanzungen sowie Über-
schüttungen von Schachtdeckeln sind unzulässig.

(5) Abweichend von der Regelung des § 10 Abs. 3 erfolgt
die mobile Entsorgung der abflusslosen Sammelgruben
aus Kleingartenanlagen nebst Vereinsheimen sowie Er-
holungs- und Wochenendsiedlungen in Abstimmung mit
dem jeweiligen Vorstand und der Erfüllungsgehilfin der
Stadt, zu einem einheitlichen Termin.

(6) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Ent-
sorgungsplanes kann die Stadt zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und/oder Sicherheit die
Grundstückskläreinrichtungen und abflusslosen Sam-
melgruben entsorgen, wenn besondere Umstände eine
Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen für eine
Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung 
unterbleibt.

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Überlassung in das 
Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht verpflichtet,
darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder 
suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden,
sind sie als Fundsache zu behandeln.

(8) Die gemessene Menge des abzufahrenden Grubeninhal-
tes bei der Entsorgung von Inhalten aus Grundstücks-
kläreinrichtungen und bei der Entsorgung von Abwäs-
sern aus abflusslosen Sammelgruben ist vom Anschluss-
nehmer oder dessen Beauftragten bei jeder Entsorgung
zu bestätigen. Die gemessene Menge des abzufahrenden
Grubeninhalts wird durch die an dem Entsorgungsfahr-
zeug vorhandene Messeinrichtung ermittelt.

(9) Kommt der Anschlussnehmer seinen Verpflichtungen
aus Abs. 3, 4 und 8 nicht oder nicht ausreichend nach
und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum
Ersatz verpflichtet.

(10)Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen
höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt
werden, hat der Anschlussnehmer keinen Anspruch auf
Schadenersatz oder Ermäßigung des Entgeltes. Im 
Übrigen haftet die Stadt im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen.

§ 11 
Errichtung und Betrieb der 
Grundstücksabwasseranlage

(1) Die Grundstücksabwasseranlage besteht aus den Ein-
richtungen des Anschlussnehmers, die der Sammlung,
evtl. Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwas-
sers von seinem Grundstück dienen. Sie endet in Fließ-
richtung hinter dem Revisionsschacht, bei Fehlen eines
Revisionsschachtes an der Grundstücksgrenze.

(2) Wird das Abwasser Mischwasserkanälen zugeführt, so
sind gleichwohl in der Regel getrennte Leitungen für
Schmutz- und Niederschlagswasser anzulegen, die sich
vor dem Revisionsschacht vereinigen können.

(3) Die Grundstücksabwasseranlage darf nur unter Beach-
tung der geltenden Rechtsvorschriften und den Bedin-
gungen der Zustimmung zur Herstellung eines Grund-
stücksanschlusses sowie nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik hergestellt, unterhalten,
geändert, erneuert und betrieben werden. Insbesondere
sind zu beachten die technischen Bestimmungen der
DIN 752 und der DIN EN 12056 in Verbindung mit der
DIN 1986 Teile 3, 4, 30 und 100. Bei Neubau bzw. Sa-
nierung von Grundstücksabwasseranlagen sowie in
Trinkwasserschutzgebieten sind Dichtheitsprüfungen
gemäß DIN 1986-30 nachzuweisen. Für wiederkehren-
de Dichtheitsprüfungen gelten die Fristen der Techni-
schen Regeln zur Selbstüberwachung von Abwasseran-
lagen (TRSüw) vom 18. Dezember 2013, veröffentlicht
im Amtsblatt für Brandenburg, Nr. 5 vom 5. Februar
2014.  

(4) Für die ordnungsgemäße Herstellung der Grundstücks-
abwasseranlage sowie die Erweiterung, Änderung, 
Unterhaltung und den sicheren Betrieb der Grundstücks-
abwasseranlage ist der Anschlussnehmer verantwort-
lich. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, ins-
besondere wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt 
unberührt. Die Stadt und die Verwaltungshelferin 
sind berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwa-
chen.

(5) Die Grundstücksabwasseranlage ist so zu betreiben, dass
Störungen anderer Anschlussnehmer und störende
Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter
oder auf die Wasserversorgung ausgeschlossen sind.
Schäden an der Grundstücksabwasseranlage sind vom
Anschlussnehmer unverzüglich zu beseitigen.

(6) Besteht zu einer öffentlichen Abwasseranlage kein na-
türliches Gefälle, so hat die Stadt von dem Anschluss-
nehmer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur
Entwässerung des Grundstücks zu verlangen, wenn
ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Entsorgung der
Abwässer bei einer den allgemein anerkannten Regeln
der Technik entsprechenden Abwasseranlage nicht mög-
lich ist. Die Hebeanlage ist Bestandteil der Grundstücks-
abwasseranlage.

(7) Die Grundstücksabwasseranlage ist, sofern sie nicht mit
einer Hebeanlage versehen ist, von dem Anschlussneh-
mer gemäß § 8 Abs. 4 dieser AEB-A gegen einen Rück-
stau des Abwassers aus der Abwasseranlage zu sichern.

(8) Betriebe und Haushaltungen, in denen Benzin, Benzol,
Phenole, Öle oder Fette bzw. sonstige Stoffe anfallen,
die die öffentliche Abwasseranlage schädigen oder nach-
haltig beeinträchtigen können, haben Vorrichtungen zur
Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser einzubau-
en (Abscheider nach DIN 4040-100 und EN 1825 
und DIN EN 858) und diese ordnungsgemäß zu unter-
halten. Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet,
die Inbetriebnahme sowie die Außerbetriebnahme von
Fett- und Stärkeabscheideranlagen sowie von Leicht-
flüssigkeitsabscheidern spätestens 1 Monat im Voraus
der Stadt mitzuteilen. Die ordnungsgemäße Wartung
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und Entsorgung ist der Stadt durch den Anschlussneh-
mer oder seinen Bevollmächtigten jährlich unaufgefor-
dert nachzuweisen.

(9) Die Stadt ist berechtigt, in Übereinstimmung mit den all-
gemeinen anerkannten Regeln der Technik weitere tech-
nische Anforderungen an die Grundstücksabwasseran-
lage und deren Betrieb festzulegen, soweit dies aus
Gründen der sicheren und störungsfreien Entsorgung
notwendig ist.

§ 12 
Anschluss und überprüfung der 

Grundstücksabwasseranlage
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksabwasseranlage

vor und nach ihrem Anschluss zu überprüfen. Sie hat den
Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel auf-
merksam zu machen. Festgestellte Mängel sind inner-
halb einer von der Stadt gesetzten, angemessenen Frist
durch den Anschlussnehmer zu beseitigen. Die Besei-
tigung der Mängel ist der Stadt anzuzeigen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen,
so ist die Stadt berechtigt, bis zur angezeigten Beseiti-
gung des Mangels die Abwasserentsorgung auf Kosten
des Anschlussnehmers anderweitig zu organisieren 
oder andere geeignete Maßnahmen zur Mängelbeseiti-
gung auf Kosten des Anschlussnehmers zu ergreifen; 
bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflich-
tet.

§ 13 
zutrittsrecht

(1) Der Anschlussnehmer hat den mit einem Berechtigungs-
ausweis versehenen Beauftragten der Stadt den Zutritt
zu seinem Grundstück und seinen Räumen zu gestatten,
soweit dies zur Prüfung der technischen Einrichtungen
und zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten
nach diesen AEB-A erforderlich ist.

(2) Alle Teile der Grundstücksabwasseranlage, insbeson-
dere Schächte, Rückstauverschlüsse, Abscheider,
Schlammfänge und Abwasservorbehandlungsanlagen
müssen zugänglich sein. Der Anschlussnehmer hat das
Betreten und Befahren seines Grundstücks zum Zwecke
von Prüfungen zu dulden.

§ 14 
Abwasserbeseitigungsentgelt

(1) Für die Einleitung von Abwasser in die öffentlichen 
Abwasseranlagen ist von dem gemäß § 4 der Abwas-
sersatzung benannten Anschlussnehmer ein Abwasser-
beseitigungsentgelt entsprechend der jeweils gültigen 
Entgeltliste zu zahlen. Die Entgeltliste für die Ab-
wasserbeseitigung ist als Anlage Bestandteil dieser
AEB-A.

(2) Die Abwasserbeseitigungsentgelte werden erhoben 
für:
a. die Ableitung und Behandlung von Schmutzwasser

in den zentralen öffentlichen Schmutzwasserbesei-
tigungsanlagen, die Entleerung, den Transport und
die Behandlung von Abwässern aus zentralen öf-
fentlichen Abwassersammelgruben in Wohnungs-
baustandorten, die Entleerung, den Transport und
die Behandlung von Abwässern aus abflusslosen
Sammelgruben auf Wohn- und Gewerbegrund-
stücken sowie die Entleerung, den Transport und die
Behandlung von Abwässern aus abflusslosen Sam-
melgruben in Einzelgärten und Gaststätten auf dem
Gelände von Kleingartenanlagen und Erholungs-
und Wochenendsiedlungen,

b. die Inanspruchnahme der öffentlichen Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage zum Zwecke 
der Niederschlagsentwässerung von den Grund-
stücken, die an diese Anlage angeschlossen sind
oder/und in diese entwässern,

c. die Ableitung und Behandlung von Grundwasser
aus Grundwasserabsenkungen und vorbehandeltem
Grundwasser aus Grundwasserreinigungsanlagen
sowie Quell-, Drainage- und Kühlwasser,

d. die Entleerung, den Transport und die Behandlung
von nicht separiertem Klärschlamm aus Grund-
stückskläreinrichtungen im Sinne des § 64 Abs. 2
Punkt 1. i. V. m. § 66 Abs. 1 Satz 2, BbgWG,

e. die Behandlung von Schmutzwasser auf der Klär-
anlage bei direkter Einleitung von Schmutzwasser
in die Kläranlage ohne Nutzung des öffentlichen
Kanalnetzes,

f. die Entleerung, den Transport und die Behand-
lung von Abwässern aus abflusslosen Sammelgru-
ben in Kleingärten und Vereinsheimen in Kleingar-
tenanlagen nach dem Bundeskleingartengesetz so-
wie von Erholungs- und Wochenendsiedlungen.

(3) Wird die Stadt zur Abwasserabgabe gemäß Abwasser-
abgabengesetz veranlagt, so wird diese Abwasserabgabe
für die Entgeltkalkulation herangezogen.

§ 15 
Entgeltmaßstab

(1) Das Entgelt wird nach der Menge der Abwässer berech-
net, die von dem Grundstück in die öffentliche Abwas-
seranlage bzw. in eine abflusslose Sammelgrube unmit-
telbar oder mittelbar eingeleitet wird.

(2) Als Schmutzwassermenge gilt bei Einleitung
1. in die zentrale öffentliche Abwasseranlage bzw.
2. in eine zentrale öffentliche Abwassersammelgrube

auf Wohnungsbaustandorten
3. in eine abflusslose Sammelgrube in Wohn- und Ge-

werbegrundstücken, Einzelgärten und Gaststätten
auf dem Gelände von Kleingartenanlagen und Er-
holungs- und Wochenendsiedlungen

die dem Grundstück aus öffentlichen und privaten 
Versorgungsanlagen zugeführte Wassermenge (Frisch-
wassermaßstab). Die aus öffentlichen Anlagen zuge-
führte Wassermenge wird durch Wasserzähler ermittelt.
Die aus privaten Anlagen oder Gewässern zugeführte
Wassermenge, dazu gehört auch der Einsatz von 
Brauch- und Grauwasser, ist durch amtlich geeichte
Wasserzähler nachzuweisen, welche der Anschlussneh-
mer auf seine Kosten einzubauen hat. Soweit aus öffent-
lichen Versorgungsanlagen nicht gemessen wird, 
gilt die durch Schätzung ermittelte Wassermenge. 
Bei privaten Versorgungsanlagen hat der Anschlussneh-
mer den Wasserzähler unverzüglich nachzurüsten. 
Als Schmutzwassermenge für die Behandlung von
Schmutzwasser auf der Kläranlage bei direkter Einlei-
tung von Schmutzwasser in die Kläranlage ohne Nut-
zung des öffentlichen Kanalnetzes gilt die direkt gemes-
sene Abwassermenge an der Übergabestelle auf der
Kläranlage.

(3) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche
Abwasseranlage gelangt sind, werden auf Antrag abge-
setzt. Der Nachweis der zurückgehaltenen Wassermenge
obliegt dem Anschlussnehmer und erfolgt durch einen
geeichten und von der Stadt zugelassenen Unterzähler
oder durch ein Sachverständigengutachten. Einbau und
Unterhaltung des Unterzählers obliegen dem Anschluss-
nehmer. Die Absetzung beginnt mit der Abnahme des
geeichten Unterzählers durch die Verwaltungshelferin.
Eine Absetzung ist nur für den laufenden Erhebungszeit-
raum möglich. Ein entsprechender Antrag auf Installa-
tion eines Unterzählers ist bis zum Ablauf des Erhe-
bungszeitraumes des laufenden Jahres an die Stadt zu
richten. Gewerbe- und Industriebetriebe müssen den An-
trag auf Absetzung jährlich neu stellen. Die Anzahl der
Unterzähler wird auf maximal 2 Stück pro Grundstück
begrenzt. Auf schriftlichen Antrag hin kann in begrün-
deten Fällen eine höhere Anzahl Unterzähler zugelassen
werden.

(4) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht
angezeigt, so werden die Wassermengen von der 
Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauches des letzten
Erhebungszeitraumes und unter Berücksichtigung 
der begründeten Angaben des Anschlussnehmers ge-
schätzt.

(5) Berechnungseinheit für die Abwasserentgelte für
Schmutzwasser ist der Kubikmeter (m³).

(6) Sofern verschmutzte Niederschlagswässer in die
Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden, werden
für diese anfallenden Niederschlagswässer Abwasser-
beseitigungsentgelte für die Ableitung und Behandlung
von Schmutzwasser erhoben. Die der Entgeltberech-
nung zugrunde zu legende Schmutzwassermenge wird
ermittelt aus befestigter Fläche (m²) x durchschnittlicher
Jahresniederschlagshöhe (570 mm/m²/a), sofern eine
Mengenmessung des eingeleiteten Niederschlagswas-
sers nicht möglich ist.

(7) Die Entgelte für die Ableitung von Niederschlagswasser
bemessen sich aus der bebauten und befestigten Grund-
stücksfläche, von der aus Niederschlagswasser in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit
für die Niederschlagswasserbeseitigungsentgelte ist der
Quadratmeter (m²).

(8) Maßstab für die Entgelte bei der Einleitung in die zen-
trale öffentliche Abwasseranlage, in die zentrale öffent-
liche Abwassersammelgrube in Wohnungsbaustandor-
ten, in eine abflusslose Sammelgrube in Wohn- und Ge-
werbegrundstücken, Einzelgärten und Gaststätten auf
dem Gelände von Kleingartenanlagen und Erholungs-
und Wochenendsiedlungen ist die am Wasserzähler der
angeschlossenen Grundstücke abgelesene verbrauchte
Trinkwassermenge sowie aus öffentlichen und privaten
Versorgungsanlagen oder Gewässern zugeführte Was-
sermenge (Frischwassermaßstab).

(9) Maßstab für das Entgelt bei der Entsorgung von Inhalten
aus Grundstückskläreinrichtungen ist die abgefahrene
Menge des nicht separierten Klärschlammes. Grundlage
für die gemessene Menge ist die an der Messeinrichtung
des Fahrzeuges ermittelte Menge in Kubikmeter (Mess-
genauigkeit 0,5 m³).

(10)Maßstab für das Entgelt bei der Entsorgung von Abwäs-
sern aus abflusslosen Sammelgruben in Kleingärten
nach dem Bundeskleingartengesetz und in Erholungs-
und Wochenendsiedlungen ist die abgefahrene Fäkalien-
bzw. Abwassermenge. Grundlage für die gemessene
Menge ist die an der Messeinrichtung des Fahrzeuges
ermittelte Menge in Kubikmeter (Messgenauigkeit 
0,5 Kubikmeter).

(11) Maßstab für die Entgelte bei der Einleitung von Grund-
wasser aus Grundwasserabsenkungen und vorbehandel-
tem Grundwasser aus Grundwasserreinigungsanlagen
sowie Quell-, Drainage- und Kühlwasser ist die am Was-
serzähler für die Einleitung gemessene Menge. 

(12)Im Falle des Wechsels des Anschlussnehmers ist der
neue Anschlussnehmer vom Beginn des Monats an 
zahlungspflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung
folgt. Ein Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der 
bisherige Anschlussnehmer der Stadt innerhalb eines
Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzutei-
len.

(13)Die Anschlussnehmer haben alle für die Errechnung der
Entgelte erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu dul-
den, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten,
um die Berechnungsgrundlagen festzustellen oder zu
überprüfen.

(14)Entgeltpflichtig bei der Entsorgung von zentralen öffent-
lichen Abwassersammelgruben in Wohnungsbaustand-
orten ist der Anschlussnehmer, der zum Zeitpunkt der
Entsorgung an die Abwassersammelgrube in Woh-
nungsbaustandorten angeschlossen ist.

§ 16 
Entstehung und Beendigung der Entgeltpflicht

(1) Die Entgeltpflicht nach den Allgemeinen Entsorgungs-
bedingungen für Abwasser (AEB-A) entsteht nach deren
Inkrafttreten mit der Einleitung von Abwasser in die zen-
trale öffentliche Abwasseranlage oder in eine zentrale
öffentliche Abwassersammelgrube in Wohnungsbau-
standorten sobald das Grundstück an die betriebsfertigen
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen ist und
diese benutzt werden.
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(2) Die Entgeltpflicht endet mit dem Wegfall des Anschluss-
es an die öffentlichen Abwasseranlagen.

(3) Die Entgeltpflicht bei der Entsorgung von Grundstücks-
kläreinrichtungen und Abwässern aus abflusslosen Sam-
melgruben entsteht mit der Abfuhr.

(4) Die Entgeltpflicht für die Einleitung von Grundwasser
aus Grundwasserabsenkungen und vorbehandeltem
Grundwasser aus Grundwasserreinigungsanlagen sowie
Quell-, Drainage- und Kühlwasser entsteht mit der Ein-
leitung.

§ 17 
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum für die kanalgebundene Entsorgung
und die Entsorgung von zentralen öffentlichen Abwas-
sersammelgruben in Wohnungsbaustandorten, für 
die Entsorgung von abflusslosen Sammelgruben auf
Wohn- und Gewerbegrundstücken, Einzelgärten sowie
von Gaststätten auf dem Gelände von Kleingartenanla-
gen und Erholungs- und Wochenendsiedlungen ist 
das Kalenderjahr, an dessen Ende die Entgeltpflicht ent-
steht.

(2) Entsteht die Entgeltpflicht erstmals in einem Kalender-
jahr, so gilt der Zeitpunkt von der erstmaligen Inan-
spruchnahme bis zum Ablauf dieses Kalenderjahres als
Erhebungszeitraum.

(3) Endet die Inanspruchnahme im Erhebungszeitraum, 
so gilt der Zeitraum vom Beginn des Kalenderjahres 
bis zur Beendigung der Entgeltpflicht als Erhebungszeit-
raum.

(4) Bei Entgelterhöhungen und bei Entgeltsenkungen wird
der erhöhte bzw. der gesenkte Entgeltsatz anteilig nach
Tagen berechnet. Grundlage für die Berechnung ist der
durchschnittliche Wasserverbrauch nach Tagen bezogen
auf die Ableseperiode; bei der Niederschlagsentwässe-
rung taggenau bezogen auf das Kalenderjahr.

(5) Soweit das Entgelt nach den durch Wasserzähler ermit-
telten Wassermengen erhoben wird, gilt als Berech-
nungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Wasser-
verbrauch der letzten Ableseperiode, die dem Ablauf des
Erhebungszeitraums vorausgeht.

(6) Bei der Entsorgung von Schmutzwasser aus abflusslo-
sen Sammelgruben in Kleingartenanlagen nach dem
Bundeskleingartengesetz nebst den Vereinsheimen und
in Erholungs- und Wochenendsiedlungen sowie von se-
pariertem Klärschlamm aus Grundstückskläreinrichtun-
gen ist der Erhebungszeitraum jeweils der Zeitraum zwi-
schen den Entleerungen.

(7) Der Erhebungszeitraum für die Niederschlagswasser-
entsorgung ist das Kalenderjahr.

§ 18 
Veranlagung und Abschlagszahlungen

(1) Die Entgelte werden im Namen und für Rechnung der
Stadt durch die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co.
KG erhoben.

(2) Auf dieses nach Ablauf des Erhebungszeitraumes zu 
berechnende Entgelt kann die Stadt für die nach der letz-
ten Abrechnung ermittelte Abwassermenge Abschlags-
zahlungen verlangen. Diese sind anteilig für den Zeit-
raum der Abschlagszahlung entsprechend der Abwas-
sermenge im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu
berechnen.

(3) Ändern sich die Entgelte, so können die nach der Ent-
geltänderung anfallenden Abschlagszahlungen mit dem
Vorhundertsatz der Entgeltänderung entsprechend an-
gepasst werden.

(4) Ergibt sich bei der Abrechnung für die Ableitung und
Behandlung von Schmutzwasser sowie für die Entsor-
gung von zentralen Abwassersammelgruben in Woh-
nungsbaustandorten, dass zu hohe Abschlagszahlungen
verlangt wurden, so ist der übersteigende Betrag mit der
nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach Be-

endigung des Vertragsverhältnisses sind zuviel gezahlte
Abschläge unverzüglich zu erstatten.

(5) Die Abschlagszahlungen werden in der in der Rechnung
genannten Höhe jeweils zum 10.02., 10.04., 10.06.,
10.08., 10.10. sowie 10.12. und der erste Abschlag mit
der Verrechnung der endgültigen Abwasserabrechnung
zum 10.02. des Jahres fällig.

(6) Die Stadt ist berechtigt, dem Anschlussnehmer Mehr-
aufwendungen in Rechnung zu stellen, die dadurch ent-
stehen, dass wegen von ihm zu vertretender Umstände
die Entsorgung von abflusslosen Sammelgruben in
Wohn- und Gewerbegrundstücken, der Grundstücks-
kläreinrichtungen und der abflusslosen Sammelgruben
in Kleingärten bzw. Parzellen von Kleingartenanlagen
und in Parzellen von Erholungs- und Wochenendsied-
lungen nicht entsprechend den Regelungen des § 10 der
AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz organisiert werden
kann (Eil- und Notentsorgungen).

(7) Der Entgeltanspruch für die Niederschlagswasserbesei-
tigung entsteht zum 30.06. eines jeden Jahres. Ab-
schlagszahlungen werden nicht festgesetzt.

§ 19 
Fälligkeit, Mahnung, 

Verzug
(1) Rechnungen sind innerhalb einer Frist von 14 Tagen

nach Erhalt der Rechnung zur Zahlung fällig.
(2) Bei Mahnung werden Mahnkosten in Höhe von 2,50 €

erhoben. Außerdem sind von dem Anschlussnehmer
nach Ablauf der Zahlungsfrist bzw. bei Nichteinhaltung
der Zahlungstermine Verzugszinsen in Höhe von jähr-
lich 5 % über dem jeweils geltenden Basiszinssatz zu er-
heben.

(3) Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers kann die
Stadt, wenn sie erneut zur Zahlung auffordert oder den
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die da-
durch entstandenen Kosten pauschal berechnen. Die
Stadt ist berechtigt, dem Anschlussnehmer Mehrauf-
wendungen in Rechnung zu stellen, die dadurch entste-
hen, dass wegen von ihm zu vertretener Umstände die
Entnahme und der Transport des Entsorgungsgutes nicht
ungehindert oder gar nicht erfolgen können.

(4) Einwände gegen Rechnungen und Abschlagszahlungen
berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungs-
verweigerung nur,
1. soweit sich aus den Umständen ergibt, dass offen-

sichtliche Fehler vorliegen und
2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsver-

weigerung innerhalb von zwei Jahren nach Zugang
der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsberech-
nung geltend gemacht wird.

§ 20 
Aufrechnungsverbot

Gegen Ansprüche der Stadt kann nur mit unbestrittenen oder
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet
werden.

§ 21 
rechtsgrundlage für die automatisierte 

datenverarbeitung
Für die Ausführung dieser AEB-A der Stadt Cottbus/
Chóśebuz dürfen insbesondere die mit der Ermittlung, Fest-
setzung und Erhebung der Entgelte befassten Stellen der
Stadt und ihre Verwaltungshelferin nach § 2 der Abwasser-
satzung die hierfür notwendigen personen- und grundstücks-
bezogenen Daten erheben, speichern und verarbeiten, 
soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erfor-
derlich ist.

§ 22 
Erfüllungsort und Gerichtsstand

(1) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus diesen 
AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz sowie deren Anlage
ist Cottbus/Chóśebuz. Als Gerichtsstand für alle Strei-
tigkeiten zwischen der Stadt und dem Anschlussnehmer
aus den AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz nebst 

Anlage ist Cottbus/Chóśebuz vereinbart, sofern der An-
schlussnehmer Kaufmann in dem in § 38 Abs. 1 ZPO
verwendeten Sinne ist.

(2) Ebenso ist Cottbus/Chóśebuz als Gerichtsstand für alle
Streitigkeiten zwischen der Stadt Cottbus/Chóśebuz und
dem Anschlussnehmer aus diesen AEB-A der Stadt Cott-
bus/Chóśebuz nebst Anlage für alle Fälle vereinbart,
dass
a. der im Klageweg in Anspruch zu nehmende An-

schlussnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Gel-
tungsbereich der Zivilprozessordnung verlegt oder
sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist oder

b. der Anschlussnehmer keinen allgemeinen Gerichts-
stand im Inland hat.

§ 23 
Streitbeilegungsverfahren

Die Stadt Cottbus/Chóśebuz nimmt nicht an einem Streitbei-
legungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
teil.

§ 24 
Inkrafttreten

Diese AEB-A der Stadt Cottbus/Chóśebuz einschließlich der
Entgelte treten ab dem 01.01.2017 in Kraft. Mit der ortsüb-
lichen Bekanntmachung gelten sie als zugegangen und sind
Vertragsbestandteil.
Cottbus/Chóśebuz, 06.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus/Chóśebuz

Anlage
Entgeltliste für die Abwasserbeseitigung der
Stadt Cottbus/Chóśebuz
I. Abwasserbeseitigungsentgelte
1. Das Entgelt für die Ableitung und Behandlung von

Schmutzwasser in den zentralen öffentlichen Schmutz-
wasserbeseitigungsanlagen, für die Entleerung, den
Transport und die Behandlung von Abwässern aus 
zentralen öffentlichen Abwassersammelgruben in 
Wohnungsbaustandorten und für die Entleerung, den
Transport und die Behandlung der Abwässer aus abfluss-
losen Sammelgruben auf Wohn- und Gewerbegrund-
stücken, Einzelgärten sowie Gaststätten auf dem 
Gelände von Kleingartenanlagen und Erholungs- und
Wochenendsiedlungen  bei normal verschmutztem
häuslichem Abwasser aus abflusslosen Sammel-
gruben und einer BSB5-Konzentration bis 600 mg/l 
beträgt  4,17 EUR/m³.

2. Das Entgelt für die Inanspruchnahme der öffentlichen
Niederschlagswasserbeseitigungsanlage zum Zwecke
der Niederschlagsentwässerung von den Grundstücken,
die an diese Anlage angeschlossen sind oder in diese ent-
wässern, beträgt je angeschlossener bebauter/befestigter
(„versiegelter“) Grundstücksfläche pro Jahr

0,96 EUR/m².
3. Das Entgelt für die Entleerung, den Transport und die

Behandlung des nicht separierten Klärschlammes aus
Grundstückskläreinrichtungen beträgt 

17,56 EUR/m³.
4. Das Entgelt für die Entleerung, den Transport und die

Behandlung von Abwässern aus abflusslosen Sammel-
gruben in Kleingärten nach dem Bundeskleingartenge-
setz und in Erholungs- und Wochenendsiedlungen 
beträgt 22,75 EUR/m³.

5. Das Entgelt für den Mehraufwand bei Entsorgungen
nach § 18 Abs. 6 AEB - A beträgt zusätzlich zum Entgelt
nach Ziffer 3, 5 und 6 dieser Entgeltliste pro Entsorgung
(Eil- und Notentsorgungen) 28,16 EUR.

6. Das Entgelt für genehmigte Einleitungen von Grund-
wasser aus Grundwasserabsenkungen (GWA) und für
die Ableitung und Behandlung von vorbehandeltem
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Grundwasser aus Grundwasserreinigungsanlagen sowie
Quell-, Drainage- und Kühlwasser beträgt 

0,28 EUR/m³.
Belastetes, nicht vorgereinigtes Grundwasser aus
Grundwasserabsenkungen sowie Quell- und Kühlwas-
ser werden dem Schmutzwasser gleichgestellt. 

7. Das Entgelt für die Behandlung von Schmutzwasser auf
der Kläranlage bei direkter Einleitung von Schmutzwas-
ser in die Kläranlage ohne Nutzung des öffentlichen 
Leitungsnetzes beträgt 1,09 EUR/m³.

Hinweis:
Bei den aufgeführten Entgelten handelt es sich um Brutto-
endbeträge. 
II. die Entgeltliste tritt am 01.01.2017 in Kraft.

Amtliche bekanntmachung
Auf der Grundlage der Benennungs- und Umbenennungs-
satzung (Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom
21.12.2005, veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Cottbus,
Nr. 19 vom 31.12.2005) wird hiermit folgende beabsichtigte
Namensgebung für die Grundschule Sielow, Cottbuser Stra-
ße 6 A, 03055 Cottbus Ortsteil Sielow,  der Allgemeinheit
bekannt gemacht:

Lutki-Grundschule - Lutki-zakładna šula

Entsprechend § 1 (2) der Satzung können von jedermann Be-
denken und Anregungen zu diesem Benennungsvorschlag
schriftlich beim Fachbereich Geoinformation und Liegen-
schaftskataster, Karl-Marx-Straße 67, 03044 Cottbus, vor-
gebracht werden. Die vorgebrachten Bedenken und Anre-
gungen müssen den Namen, den Vornamen und die genaue
Anschrift der Person enthalten. Anregungen und Bedenken
können innerhalb vier Wochen nach Veröffentlichung im
Amtsblatt vorgebracht werden.
Cottbus, 23.11.2016
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
gez. Marietta Tzschoppe
Bürgermeisterin

Amtliche bekanntmachung
Auf der Grundlage der Benennungs- und Umbenennungs-
satzung (Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom
21.12.2005, veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Cottbus,
Nr. 19 vom 31.12.2005) wird hiermit folgende beabsichtigte
Namensgebung der privaten Erschließungsstraße im Bebau-
ungsplan „Wohngebiet Waldblick“ im Ortsteil Groß Gaglow
der Allgemeinheit bekannt gemacht:

Waldblick - Gólsk
Entsprechend § 1 (2) der Satzung können von jedermann Be-
denken und Anregungen zu diesem Benennungsvorschlag
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Amtliche bekanntmachung

Mitarbeit im 
Umlegungsausschuss 

der Stadt Cottbus
Auf der Grundlage der Zweiten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Baugesetzbuches (Umlegungsausschussverord-
nung - UmlAussV - des Landes Brandenburg vom 23. Fe-
bruar 2009) ist der Umlegungsausschuss der Stadt Cottbus
neu zu besetzen.
Gemäß § 3 UmlAussV setzt sich der Umlegungsausschuss
aus der oder dem Vorsitzenden, der oder dem stellvertreten-
den Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern, die alle Ver-
treter haben sollen, zusammen.
Der Vorsitz oder der stellvertretende Vorsitz muss mit 
einer Person, die die Befähigung zum höheren vermessungs-
technischen Verwaltungsdienst besitzt oder im Land 
Brandenburg  als Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
zugelassen ist, besetzt werden. Die jeweils andere Person
muss die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
allgemeinen Verwaltungsdienst besitzen. Von den drei 
weiteren Mitgliedern muss ein Mitglied in der Ermittlung
von Grundstückswerten oder sonstigen Wertermittlungen
sachkundig und erfahren sein. Zwei Mitglieder müssen 
der Gemeindevertretung angehören. Die Vertreter müssen
die gleichen Voraussetzungen erfüllen wie das Mitglied, 
welches sie vertreten. Gemäß § 3 Abs. 4 UmlAussV 
darf kein Mitglied hauptamtlich oder hauptberuflich mit 
der Verwaltung von Grundstücken der Gemeinde befasst
sein.
Interessenten melden sich bitte schriftlich bis zum
14.01.2017 bei der Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich
Geoinformation und Liegenschaftskataster, Karl-Marx-Stra-
ße 67, 03044 Cottbus.
Cottbus, 23.11.2016
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
gez. Marietta Tzschoppe
Bürgermeisterin

schriftlich beim Fachbereich Geoinformation und Liegen-
schaftskataster, Karl-Marx-Straße 67, 03044 Cottbus, vor-
gebracht werden. Die vorgebrachten Bedenken und Anre-
gungen müssen den Namen, den Vornamen und die genaue
Anschrift der Person enthalten. Anregungen und Bedenken
können innerhalb vier Wochen nach Veröffentlichung im
Amtsblatt vorgebracht werden.
Cottbus, 23.11.2016
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
gez. Marietta Tzschoppe
Bürgermeisterin

Allgemeine Anordnung

Auf der Grundlage des § 24 Abs. 2, Ziffer 1 und 2 der Ersten
Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31.01.1991 (BGBl. I, 
S. 169), die zuletzt durch Artikel 13 der Verordnung vom 
2. Juni 2016 (BGBl. I S. 1257) geändert worden ist, wird 
Folgendes angeordnet:
I. Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 dürfen am

31.12.2016 und am 01.01.2017
nicht

in der Nähe von Gebäuden und Anlagen, in denen gas-
förmige, flüssige und feste Brennstoffe gelagert und ver-
trieben werden sowie in der Nähe von Tankstellen, ab-
gebrannt werden.

II. Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 mit aus-
schließlicher Knallwirkung dürfen am 31.12.2016 und
am 01.01.2017

nicht
in der Nähe von medizinischen, sozialen und kirchlichen
Einrichtungen sowie des Tierparkes abgebrannt werden.

Cottbus, 03.11.2016

gez. Manfred Geißler
Fachbereichsleiter Ordnung 
und Sicherheit

Amtliche bekanntmachung

Satzung über 
die Erhebung 
von Gebühren 

für Leistungen des  
Rettungsdienstes 
der Stadt Cottbus

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat 
in ihrer Tagung am 30.11.2016 auf der Grundlage der §§ 3,
28 Abs. 2 Ziff. 9 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286) in der je-
weils geltenden Fassung, des § 17 Abs. 1 des Gesetzes über
den Rettungsdienst im Land Brandenburg vom 14. Juli 2008
(GVBl. I S. 186) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
auf der Grundlage der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
10. Juli 2014 (GVBl. I/14 [Nr. 32]) folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Träger des rettungsdienstes

Die Stadt Cottbus unterhält einen Rettungsdienst als öffent-
liche Einrichtung im Sinne des Brandenburgischen Rettungs-
dienstgesetzes. Die Aufgaben der bedarfsgerechten und 
flächendeckenden Notfallrettung, des Krankentransportes
und des Massenanfalls von Verletzten/Erkrankten (MANV)
werden durch die Feuerwehr der Stadt Cottbus wahrgenom-
men.

§ 2 
Einsatzgrundsätze

Die Entscheidung über den Einsatz von Rettungstransport-
hubschraubern, Intensivtransporthubschraubern, Notarztein-
satzfahrzeugen, Rettungstransportwagen oder Kranken-
transportwagen trifft die Leitstelle Lausitz.

§ 3
Gebührenerhebung

(1) Für die Inanspruchnahme der Leistungen des Rettungs-
dienstes der Stadt Cottbus werden die im anliegenden
Gebührentarif genannten Gebühren erhoben.

(2) Maßstab der Benutzungsgebühren für die Inanspruch-
nahme von Leistungen des Rettungsdienstes ist die Art
des eingesetzten Rettungsmittels, die Inanspruchnahme
des Notarztes, die Zahl der Patienten, die Einsatzdauer
bei Spezialtransporten und die gefahrenen Kilometer.
Bei mehreren Patienten werden die Gebühren für die 
Inanspruchnahme der Rettungsmittel in voller Höhe je
Patient und die gefahrenen Kilometer jeweils anteilig
berechnet.

(3) Für die Inanspruchnahme der Leitstelle Lausitz zur Ko-
ordinierung der Einsätze von Rettungstransporthub-
schraubern (RTH) und Intensivtransporthubschraubern
(ITH) wird die im anliegenden Gebührentarif genannte
Gebühr erhoben.
Maßstab der Benutzungsgebühren für die Inanspruch-
nahme von Leistungen der Leitstelle Lausitz zur Koor-
dinierung von Einsätzen der Luftrettung ist die Art sowie
die Anzahl der alarmierten Luftrettungsmittel.

(4) Die Gebührenpflicht entsteht:
1. bei dem Einsatz eines Krankentransportwagens

(KTW) oder eines Rettungstransportwagens
(RTW) mit dem Transport,

2. bei dem Einsatz eines Notarzteinsatzfahrzeuges
(NEF) und eines Notarztes mit der Behandlung 
des Notfallpatienten im Sinne des § 3 Abs. 1
BbgRettG,
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Staatliches Schulamt Cottbus 
Blechenstraße 1 
03046 Cottbus

Mein Kind kommt 
im Schuljahr 2017/18
in die 7. Klasse (Ü7)

Liebe Eltern,
wie in jedem Jahr informieren wir Sie, die Eltern, deren Kin-
der die 6. Jahrgangsstufe an einer Grundschule besuchen,
über das aktuelle Aufnahmeverfahren in die Jahrgangsstufe
7 der weiterführenden Schulen. 
Im januar 2017 führen die Klassenleiterinnen und 
Klassenleiter der 6. Klassen mit jeder einzelnen Schülerin
und jedem einzelnen Schüler sowie den Eltern ein indi-
viduelles Beratungsgespräch, in dem das Grundschul-
gutachten erläutert wird. In diesem Gespräch sollten die 
Entwicklung des Kindes umfassend erörtert und die Eltern
hinsichtlich ihrer Entscheidung beraten werden. Sie erhalten
Informationen über die weiterführenden Schulen der Stadt
Cottbus und Hinweise zu verschiedenen Unterrichtsange-
boten. 
Es besteht an den Schulen der Sekundarstufe I/II die 
Möglichkeit, sich an den „Tagen der offenen Tür“ mit dem
Angebot der einzelnen Schulen und ihren pädagogischen
Auffassungen bekannt zu machen (siehe Schulübersicht).
Um alle Beratungsangebote effektiv nutzen zu können, 
erweist es sich als günstig, wenn Sie als Eltern mit Ihrem
Kind gemeinsam Ihre Vorstellungen von einer guten 
Schule und deren Bildungsangebot besprechen. Dieses 
Gespräch hilft, Enttäuschungen und Fehlwahlen vorzubeu-
gen. 
Weitere Probleme können vermieden werden, wenn Sie bei
der Auswahl der Erst- und Zweitwunschschule auch die Sat-
zung der Stadt Cottbus zur Schülerbeförderung beachten.
Diese Satzung ist im Amtsblatt für die Stadt Cottbus Nr. 9
vom 03.08.2013 veröffentlicht bzw. in Ihrer zuständigen
Schule oder unter www.cottbus.de einsehbar.
Am 27. januar 2017 erhalten Sie die Grundschulgut-
achten und Anmeldeformulare. Sie haben das Recht, neben
dem gewünschten Bildungsgang für einen der drei möglichen
Abschlüsse im Land Brandenburg auch die Wünsche für kon-
krete Schulen (Schulformen) anzugeben und Ihre Bedenken
zum Grundschulgutachten zu äußern. Finden Ihre Bedenken
keine Beachtung, können Sie diese schriftlich dem Grund-
schulgutachten beifügen lassen. Darüber hinaus benötigen
wir Ihre Angaben zu einer zweiten Fremdsprache bzw. zum
gewünschten Wahlpflichtfach.
Beachten Sie, dass durch die Spezialisierung von Schulen in
Cottbus weitere Angebote bezüglich des Wahlpflichtunter-
richts bestehen.
So ist an der Lausitzer Sportschule als Gesamtschule das
Wahlpflichtfach Sport für alle Schülerinnen und Schüler ver-
bindlich. Eine 2. Fremdsprache kann erst ab Klasse 9 erlernt
werden. Am Niedersorbischen Gymnasium ist Sorbisch
als 2. Fremdsprache für alle Schülerinnen und Schüler ver-
bindlich, weitere Fremdsprachen können hier ebenfalls erst
ab Klasse 9 belegt werden. Das Max-Steenbeck-Gymna-
sium ist eine Schule mit besonderer mathematisch - natur-
wissenschaftlicher und technischer Spezialisierung.
Das Wahlpflichtfach „darstellen und Gestalten“ kann an
der Paul-Werner-Oberschule gewählt werden bzw. Sport
an der Sachsendorfer Oberschule.
Das Humboldt-Gymnasium und die Theodor-Fontane-
Gesamtschule haben eine vom Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport bestätigte Konzeption zur Durchführung
bilingualen Unterrichts, d. h. an diesen Schulen wird, wenn
Sie es als Eltern wünschen, der Unterricht in der ersten
Fremdsprache (Englisch) nicht nur angeboten, sondern dar-
über hinaus in weiteren Jahrgangsstufen Sachfachunterricht
in ein bis zwei Fächern in englischer Sprache erteilt, am
Humboldt-Gymnasium sogar bis zum Abitur. Im Ludwig-
Leichhardt-Gymnasium kann in Modulen bilingual gelernt
werden.
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3 Krankentransport - Krankentransportwagen
(KTW)
Inanspruchnahme des 
Krankentransportwagens
mit Patiententransport 149,10 €

4 Leistung des Notarztes
Inanspruchnahme des Notarztes 234,00 €

5 Wegstrecke

zusätzlich zu den Gebühren 
nach Tarif-Nr. 1 - 3
je Kilometer zurückgelegter Fahrstrecke 0,49 €
Inanspruchnahme sonstiger 
Leistungen des rettungsdienstes

6 Spezialtransporte
(Blut, Medikamente, 
Transplantate, med.-technische Geräte 
sowie bestimmte Personen,
wie med. Spezialisten, 
Blut- oder Organspender)

6.1 je angefangene 30 Minuten 
Einsatzzeit 20,32 €

6.2 zusätzlich zu der Gebühr 
nach Tarif 6.1
je Kilometer zurückgelegter 
Fahrstrecke 1,03 €
Leitstellengebühr

7 Koordinierungsleistung der Leitstelle 
Lausitz für die Luftrettung je Einsatz

7.1 Rettungstransporthubschrauber (RTH) 16,20 €
7.2 Intensivtransporthubschrauber (ITH) 115,99 €
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3. im Falle des Missbrauchs (§ 4 Nr. 2 der Satzung)
mit dem durch die Leitstelle angeordneten Aus-
rücken der Einsatzfahrzeuge.

§ 4
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist derjenige, der die Leistungen 
des Rettungsdienstes oder der Leitstelle in Anspruch
nimmt. 

(2) Gebührenschuldner ist außerdem die Person, die den
Rettungsdienst für sich oder einen Dritten anfordert, ob-
wohl sie weiß oder wissen muss, dass ein rechtfertigen-
der Notfall nicht vorliegt (Missbrauch). 

§ 5
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Gebühren werden dem Gebührenschuldner gegen-
über durch schriftlichen Bescheid festgesetzt. Sie 
werden 14 Tage nach Bekanntgabe des Bescheides fäl-
lig.

(2) Einer Krankenkasse kann die Möglichkeit der Zahlung
der Gebühren für ihre Versicherten eingeräumt werden,
sofern sie sich gegenüber der Stadt Cottbus vorab ge-
nerell zur vollständigen Zahlung der Gebühren für ihre
Versicherten bereit erklärt.

(3) Lehnt eine Krankenkasse die Zahlung der Gebühren ih-
rer Versicherten ganz oder teilweise prinzipiell ab, un-
terbleibt die Abrechnung nach Absatz 2 mit ihr insoweit,
und die Gebührenbescheide ergehen gemäß Absatz 1 an
den Gebührenschuldner.

§ 6
Begleitpersonen

Begleitpersonen können bei medizinisch angezeigter Not-
wendigkeit unentgeltlich mitgenommen werden, soweit ge-
nügend Plätze vorhanden sind. 

§ 7
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
Cottbus, 06.12.2016

gez. Holger Kelch
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Anlage zur Satzung 
über die Erhebung von 

Gebühren für Leistungen
des Rettungsdienstes der

Stadt Cottbus
- Gebührentarif -

Für Leistungen des Rettungsdienstes der Stadt Cottbus wer-
den ab 01.01.2017 folgende Gebühren erhoben.
Die Gebühren gelten für jeweils einen Patienten. Bei Versor-
gung mehrerer Patienten werden die Leistungen der nach-
stehenden Rettungsmittel in voller Höhe und die gefahrenen
Kilometer jeweils anteilig berechnet.
Tarif - Bemessungsgrundlage Gebühr 
Nr. je Einsatz
1 Notfallrettung - rettungstransportwagen

(rTW)
Inanspruchnahme des 
Rettungstransportwagens
mit Patiententransport 276,00 €

2 Notfallrettung - Notarzteinsatzfahrzeug (NEF)
Inanspruchnahme des 
Notarzteinsatzfahrzeuges 174,40 € ENDE AMTLICHER TEIL
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Eltern, die aufgrund ihrer beruflichen Verpflichtungen eine
ganztägige Betreuung für ihre Kinder wünschen, können sich
über die Ganztagsangebote der in der Übersicht genannten
Schulen informieren. 
Nutzen Sie auch die Übersicht, um sich über die Besonder-
heiten und Profilierungen der Schulen zu informieren. 
Das Angebot einer weiterführenden Schule bis zum Abitur
in freier Trägerschaft wird in Cottbus durch die Freie 
Waldorfschule unterbreitet. Das besondere pädagogische
Konzept dieser Schule setzt auf die Entwicklung von 
Lebenskompetenz durch musisch künstlerische und hand-
werkliche Bildung. Ein weiteres musisches Angebot in 
Cottbus unterbreitet die Evangelische Schule Cottbus -
Gymnasium. 
Für Eltern von Schülerinnen und Schülern mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf besteht neben den Angeboten von
Förderschulen auch die Möglichkeit des gemeinsamen Un-
terrichts an vielen Schulen. Dafür haben insbesondere die
Paul-Werner-Oberschule (Lernen), die Sachsendorfer
Oberschule (Hören, Sprache) und das Ludwig-Leich-
hardt-Gymnasium (körperliche und motorische Ent-
wicklung) sowie die Theodor-Fontane-Gesamtschule
(Verhalten) Konzepte entsprechend den genannten Schwer-
punkten zur Integration entwickelt und nehmen Ihre Kinder
auf der Grundlage der Ergebnisse eines Förderausschussver-
fahrens vorrangig auf. 
Für das Aufnahmeverfahren sind vollständige Angaben auf
dem Antragsformular sehr wichtig. Diese Anträge sammelt
die Klassenleiterin bzw. der Klassenleiter der jeweiligen 
6. Klasse bis zum 6. Februar 2017 ein. Die Unterlagen wer-
den über das Staatliche Schulamt Cottbus an die gewünschte
Schule weitergeleitet. Direkte Anmeldungen an Schulen der
Sekundarstufe I/II sind nicht möglich.
Sie, liebe Eltern, beschäftigt insbesondere die Frage nach den
Aufnahmekriterien. 
Zu beachten ist allerdings, dass das Max-Steenbeck-Gym-
nasium, das Niedersorbische Gymnasium und die Lau-
sitzer Sportschule als Spezialschulen ein gesondertes Auf-
nahmeverfahren durchführen. Darüber informieren Sie die
Schulleiterin oder der Schulleiter auf der Grundlage der Ge-
nehmigung durch das Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport. Bei Bedarf können Sie sich diese Genehmigung vor-
legen lassen.
Für Kinder, welche die niedersorbische Sprache bereits 
erlernen bzw. erlernen wollen und nicht die Empfehlung 
für den Bildungsgang Allgemeine Hochschulreife erhal-
ten haben, unterbreiten die Paul-Werner-Oberschule 
sowie die Grund- und Oberschule Burg entsprechende 
Angebote.
Die Oberschulen bieten die Bildungsgänge zum Erwerb des
erweiterten Hauptschulabschlusses (erweiterte Berufsbil-
dungsreife) und zum Erwerb des Realschulabschlusses
(Fachoberschulreife) an. Wer an der Oberschule die Fach-
oberschulreife in einer bestimmten Qualität ablegt, erhält da-
mit die Berechtigung zum Besuch einer gymnasialen Ober-
stufe nach der 10. Klasse. Mit diesem Abschluss kann jeder
Schüler/jede Schülerin z. B. an der Theodor-Fontane-Ge-
samtschule oder am OSZ im Beruflichen Gymnasium das
Abitur ablegen. Damit sind die Oberschulen eine Schulform,
die unabhängig von den persönlichen Voraussetzungen von
allen Schülerinnen und Schülern „bewältigt“ werden kann,
die in die Jahrgangsstufe 7 versetzt wurden.
Da alle Schulformen nach den gleichen Rahmenlehrplänen
und der gleichen Ausbildungsordnung unterrichten, sollte ge-
prüft werden, ob die gewünschte Schule das gewünschte
Wahlpflichtfach bzw. die gewünschte Fremdsprache anbie-
tet. Streben Sie ein ganztägiges Unterrichtsangebot mit zu-
sätzlicher Betreuung an, so wählen Sie eine Schule mit 
Ganztagsangeboten. Es ist im Übrigen unerheblich, welche
Schulform Sie wählen, da der Weg zum Abitur an allen 
Schulformen offen ist und ausreichend Kapazitäten durch 
die Schulentwicklungsplanung der Stadt Cottbus für eine 
Beschulung bis Klasse 12 oder 13 vorhanden sind. 
Beim Übergang in die Klasse 7 sind allerdings die Kapazi-
täten einzelner Schulformen und Schulen begrenzt. Wenn es
an einer Schule mehr Bewerber als Aufnahmekapazität gibt,

muss zwischen den Bewerbern ausgewählt werden. Das Aus-
wahlverfahren wird nach gesetzlich vorgegebenen Kriterien
durchgeführt. 
Bis zu 10 % der Plätze können für Härtefälle vergeben wer-
den.
Dies trifft insbesondere zu, wenn

1. aufgrund einer Behinderung lediglich eine be-
stimmte Schule erreichbar ist oder notwendige bau-
liche Ausstattungen oder räumliche Voraussetzun-
gen an dieser Schule vorhanden sind,

2. durch besondere familiäre und soziale Situationen
Belastungen entstehen, die das üblicherweise Vor-
kommende bei weitem überschreiten oder

3. aufgrund der Verkehrsverhältnisse eine ansonsten
in Betracht kommende Schule nur unter unzumut-
baren Schwierigkeiten erreicht werden kann.

Ein besonderer Härtefall muss auf dem Anmeldeformular
geltend gemacht werden und begründet erst dann den Vor-
rang einer Schülerin oder eines Schülers.
An Oberschulen erfolgt die Auswahl – abgesehen von 
besonderen Härtefällen - nach der Nähe der Wohnung zur 
Schule. Im Umfang von bis zu 50 % der Aufnahme-
kapazität können Schülerinnen und Schüler vorrangig 
berücksichtigt werden, wenn ein besonderer Grund vorliegt. 
Es wird ein Aufnahmeverfahren in Bezug auf die Gesamt-
kapazität durchgeführt. Es erfolgen somit keine geson-
derten Aufnahmeverfahren in Bezug auf die einzelnen 
Bildungsgänge. 
An Gesamtschulen erfolgt die Auswahl zu einem Drittel der
Kapazität entsprechend dem Bildungsgangwunsch zum Er-
werb der allgemeinen Hochschulreife und zu zwei Dritteln
entsprechend dem Verfahren an Oberschulen.
Das Auswahlverfahren an Gymnasien erfolgt mit einer
Eignungsfeststellung, d. h. die am besten geeigneten 
Schülerinnen und Schüler werden aufgenommen. Die 
Eignung ist durch eine bestandene Eignungsprüfung in Form
eines Probeunterrichts nachzuweisen. Dieser findet in 
zwei Durchläufen am 3./4. März und am 10./11. März 2017
statt. Der Eignungsprüfung bedarf es nicht, wenn die 
Bildungsgangempfehlung für den Erwerb der allgemeinen
Hochschulreife vorliegt und die Notensumme der Fächer
Mathematik, Deutsch und erste Fremdsprache im Halb-
jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 6 die Zahl sieben nicht
übersteigt. 
Ergänzend kann die Schulleitung ein Gespräch mit den Eltern
und den Schülerinnen und Schülern führen. Bei gleicher 
Voraussetzung bzw. Eignung erhalten Schülerinnen und Schü-
ler den Vorrang, für deren Aufnahme besondere Gründe spre-
chen.
Ihr besonderer Grund sollte auf dem Anmeldeformular an-
gegeben werden. Was als besondere Gründe anerkannt wer-
den kann, entscheidet die aufnehmende Schule.
Anträge von Schülerinnen und Schülern, die von ihrer 
Erstwunschschule abgelehnt werden, gehen  an die Zweit-
wunschschule. Hier werden sie gleichberechtigt wie die 
Erstwünsche behandelt. Ein Zweitwunsch kann also auch
einen Erstwunsch verdrängen! 
Bei Bedarf wird im Staatlichen Schulamt Cottbus im 
Mai 2017 eine Ausgleichskonferenz für die Gymnasien
durchgeführt. In dieser wird auf der Grundlage des 
Zweitwunsches bei bisher abgelehnten Schülerinnen und
Schülern geprüft, ob ein Aufnahmeangebot von einem 
anderen bisher nicht beantragten Gymnasium gemacht wer-
den kann. Ist dies der Fall, erfolgt sofort eine Information 
zu der sich die Eltern äußern können. Eltern von Schülerinnen
und Schülern, deren Erst- und Zweitwunsch nicht erfüllbar
ist und die dieses Angebot ablehnen bzw. denen kein Angebot
unterbreitet werden konnte, erhalten mit Postausgang 
4. Mai 2017 eine Übersicht von Schulen mit noch freier 
Kapazität und müssen sich bis zum 18. Mai 2017 dazu 
äußern. Mit diesen Terminen wird das zuweisungsverfah-
ren eingeleitet. 
Die genannten Regelungen und die durchzuführende Auf-
nahmeprüfung an Gymnasien bewirken, dass sich das Auf-
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nahme- und Zuweisungsverfahren über einen längeren Zeit-
raum erstrecken.
Mit Postausgang vom 24. Mai 2017 erhalten dann die Eltern
und Schülerinnen und Schüler den endgültigen Bescheid
über die Aufnahme an der Schule bzw. wenn kein Wunsch
erfüllt werden konnte, die Zuweisung an eine Schule mit noch
freier Aufnahmekapazität. Mit weiteren Fragen zum Aufnah-
meverfahren wenden Sie sich bitte an Ihre Klassenleiterin
bzw. Ihren Klassenleiter oder an die von Ihnen gewünschte
Schule der Sekundarstufe I/II (Gesamtschule, Oberschule,
Gymnasium).
Cottbus, den 21.11.2016

gez. Ilona Sieg
Schulrätin 

Mein Kind kommt im 
Schuljahr 2017/18 in 

die 5. Klasse (Ü5)
Liebe Eltern,
sollte Ihr Kind derzeit noch die 4. Klasse einer Grundschule
besuchen und besteht der Wunsch auf besondere Förderung
bei besonderen Leistungen und Begabungen, so können 
Sie bereits jetzt die Aufnahme an einem der drei Gym-
nasien in der Stadt Cottbus für die Bildung einer Leistungs-
und Begabungsklasse (LuBK) beantragen (s. Schulüber-
sicht). 
Voraussetzung für die Aufnahme in einer Leistungs- und 
Begabungsklasse ist höchstens die Notensumme 5 in den
Fächern Deutsch, Mathematik, Sachunterricht oder erste
Fremdsprache.
Daher benötigen Sie zum Halbjahr ein Notenzeugnis und
eine Empfehlung der Grundschule. 
Wenn an Ihrer Grundschule schriftliche Informationen zur
Lernentwicklung anstelle von Noten gegeben werden, stellen
Sie rechtzeitig auch den Antrag auf Erstellung eines Noten-
zeugnisses.
Sie beantragen dann bis zum 6. januar 2017 die Erstellung
einer Empfehlung der Grundschule und gegebenenfalls
das Notenzeugnis. Sie erhalten die Unterlagen bis 24. Fe-
bruar 2017. 
Sie melden Ihr Kind bis zum 3. März 2017 direkt an dem
betreffenden Gymnasium an und legen der Anmeldung das
Halbjahreszeugnis der Klasse 4 als Notenzeugnis sowie
die Empfehlung der Grundschule bei.
Im Rahmen des Aufnahmeverfahrens mit Eignungsfest-
stellung wird am 1. April 2017 ein prognostischer Test
durchgeführt. Die Aufnahme wird an der Erstwunschschule
geprüft und bei Ablehnung an die Zweitwunschschule wei-
tergeleitet.
Mit Postausgang 13. juni 2017 erhalten Sie gegebenenfalls
den Aufnahmebescheid.
Cottbus, den 21.11.2016

gez. Ilona Sieg
Schulrätin 
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Schule Schulleiter Fremdsprachenfolge Profilierung Ganztagsangebote Integration von Tag der 
Schulleiterin 2. 3. und andere Schülerinnen und offenen Tür

Fremdspr.* Fremdspr.* Besonderheiten Schülern mit 
sonderpäd.
Förderbedarf

Theodor-Fontane-Schule    Herr Leesch ab Kl. 7 nur ab Kl. 11 bilingualer Unterricht in in gebundener Form ja 21.01.2017
(Gesamtschule mit GOST) Russisch Russisch deut. u. engl. Sprache Kantine; neugest. emotionale und 09:30-12:30 Uhr 
Kahrener Str. 16 Französisch Französisch Differenzierung Freizeitbereich mit soziale Ent-
03042 Cottbus auch ab Kl. 11 Latein in klasseninternen Schulclub, Bibliothek wicklung
Tel. 0355/715008  Fax: 722150 Latein,Russisch Lerngruppen Fitnessraum; vielf.
www.fontane-schule-cottbus.de Französisch Abitur nach 13 Jahren AG-Angebote 
Lausitzer Sportschule Herr Neubert Russisch Spezialschule für Sport # in gebundener Form ja 12.11.2016
(Gesamtschule mit GOST) Französisch Fußball/Handball/ Sport-AG
Linnéstr. 1-4 Turnen/Leichtathletik/ Web-Team
03050 Cottbus Polnisch Radsport/Volleyball/BMX/ Bibliothek
Tel. 0355/471091 Fax: 486330 (ab Kl. 11) Trampolin
www.sportschule-cottbus.de
Paul-Werner-Oberschule Herr Paulenz Französisch Russisch WP Darstellen und in gebundener Form ja 14.01.2017
Bahnhofstr. 11 Sorbisch/ Sorbisch/ Gestalten ab Kl. 7 Sport AG's Lernen 09:00-12:00 Uhr
03046 Cottbus Wendisch Wendisch Praxislernen und Tanz, Schulcafé
Tel. 0355/23727  Fax: 3831960 Berufsorientierung Schülerclub
www.paulwerneroberschule.de Informatik ab Kl. 7 Informatik
Sachsendorfer Oberschule Frau Ehlert Französisch WP Sport in gebundener Form ja 18.01.2017
Schwarzheider Str. 7 Russisch Praxislernen und Schulclub, Sport AG's Sprache
03048 Cottbus Berufsorientierung Zirkus/AG, Informatik, ind.  Hören
www.saos.de Informatik ab Kl. 7 Förd. in Ma, Deu, Eng
Tel. 0355/522832 Fax: 4865885 Soziales Lernen Förd. LRS u. Dyskalkulie
Niedersorbisches Gymnasium Frau Hille-Sickert Sorbisch/ Latein Spezialschule für in offener Form ja 14.01.2017
Sielower Str. 37 Wendisch Französisch sorbisch/wendische für 5. u. 6. Klassen, in 09:00-13:00 Uhr
03044 Cottbus Sprache und Kultur # teilweise gebundener 
Tel. 0355/381140  Fax: 3811417 bilingualer Unterricht Form für 7. u. 8. Klassen
www.nsg-cottbus.de ges.-sprachl.Begabtenf. ca. 20 AG's in den Bereichen

Comenius-Projektschule Kunst, Kultur, Sport, Medien,
Partnersch.Tschechien Norw. Förderunterricht D, Ma, 
LuBK 5* Eng, Sorb.

Ludwig-Leichhardt-Gymnasium Herr Wegener Französisch MoSeS-Schule in offener Form ja 07.01.2017
Hallenser Straße 11 Latein bilinguale Unterrichts- 30 versch. Angebote 09:00-12:00 Uhr
03046 Cottbus Japanisch angebote in Geschichte Bereiche: Kunst, 
Tel. 0355/22430  Fax: 0355/23279 Partnerschule in Japan Musik, Sprache, 
www.llgym.de Theater, Nawi.,Sport
Humboldt Gymnasium Herr Dr. Wagner Französisch Spanisch Europaschule AG's und Projekte ja 14.01.2017
Schmellwitzer Weg 2 Polnisch (als AG) bilingualer Unterricht in zur Förderung der
03046 Cottbus Latein Geografie u. Geschichte fremdsprachlichen
Tel. 0355/821122  Fax: 822223 deutsch-poln. Projekt Kompetenz, Cambridge
www.humboldt-gymnasium.eu Schule ohne Rassismus Sprachzertifikat, Berufs- 
E-Mail: humboldt-gymnasium-cottbus@t-online.de Schule mit Courage und Studienorientierung

Max-Steenbeck-Gymnasium Herr Käßner Französisch Spezialschule für in offener Form ja 10.12.2016
Universitätsstraße 18 Russisch Mathematik, Natur- über 40 AG's
03046 Cottbus Latein wissenschaften, Technik in allen Bereichen d.
Tel. 0355/ 714061  Fax: 726422 und Informatik # Begabtenförderung
www.steenbeck-gymnasium.de Begabtenförderung im Profil, Training für
E-Mail: kaessner@steenbeck-gymnasium.de LuBK 5* MINT-Wettbewerbe
Pückler-Gymnasium Herr  Petatz Französisch Spanisch künstlerisch- in offener Form ja 03.12.2016
Hegelstraße 1 u. 4 Russisch musischer Zweig in der Jahrgangsstufe 7 - 9 09:00-12:00 Uhr
03050 Cottbus Latein Sek.- I sowie
Tel. 0355/48674380  Fax: 486743858 Begabtenförderung
www.spreeland-gymnasium.de LuBK 5*
Evangelische Schule Cottbus Herr Kaiser Spanisch Latein Wahlfach Musik ab Jahrgst. 9 in offener Form ja 12.11.2016
Gymnasium Französisch ab Kl.  9 Religion, kein LER,
Schule in freier Trägerschaf Andachten,
Elisabeth-Wolf-Str. 31a Diakonisches Praktikum
03046 Cottbus
Tel. 0355/7536800 Fax: 75368029 
buero@ev-gymnasium-cottbus.de
Freie Waldorfschule Herr Hartig Englisch Russisch Waldorfpädagogik in teilweise 
Schule in freier Trägerschaft ganzheitliche Ausbildung gebundener Form
Leipziger Str. 14 Epochenunterricht ca. 7  AG's
03048 Cottbus musisch-künstlerisch- insbes. mit instrumen-
Tel. 0355/473242  Fax: 0355/4838025 handwerklich tal-musischer Aus-
cottbus@waldorf.net Abitur nach 13 Jahren richtung
*      Angebot nach Bedarf, d.h. nur ab einer bestimmten Schülerzahl wird eine entsprechende Klasse bzw. ein Kurs gebildet. 
#     besonderes Verfahren zur Aufnahme !
Auch für Schülerinnen und Schüler an Oberschulen ist der Weg zum Abitur offen. Hier haben die Gesamtschulen und Oberstufenzentren die entsprechenden Angebote ( z.B. OSZ I in
Cottbus, OSZ Lausitz in Senftenberg und OSZ Elbe-Elster in Falkenberg). 

in


